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Nr. 157 

 
Vollzug der Bayer. Bauordnung (BayBO); 
 
Gz: 41-490/2024 
 
Vollzug der Bayer. Bauordnung (BayBO); 
- Öffentliche Bekanntmachung gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bay-
BO -  

 
 
Das Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge hat in oben bezeichneter 
Angelegenheit am 12.11.2024 unter dem Aktenzeichen 41 – 490/2024 
folgenden Bescheid erlassen: 
 
I. Der oben genannte Bauantrag wird entsprechend den mit 

Genehmigungsvermerk versehenen Bauvorlagen unter den 
nachstehenden Auflagen und Bedingungen genehmigt. Die 
Bauvorlagen sind Bestandteil dieses Bescheides. 
 

II. Als Antragstellerin haben Sie die Kosten des Verfahrens zu 
tragen. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage beim 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Bayreuth 
 
erheben. 
 
Dafür stehen Ihnen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 
 
- Schriftlich oder zur Niederschrift: 

 
Die Klage können Sie schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erheben. Die Anschrift 
lautet: 
 

Bayerisches Verwaltungsgericht Bayreuth, 
Hausanschrift:  Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth, 
Postfachanschrift: Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth, 
 
- Elektronisch: 

 
Die Klage können Sie beim Bayerischen Verwaltungsgericht 
Bayreuth auch elektronisch nach Maßgabe der der Internet-
präsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) 
zu entnehmenden Bedingungen erheben. 

 
In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat 
Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen, 
ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Klage-
schrift sollen Sie diesen Bescheid in Abschrift beifügen. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Sie bei schriftlicher Einreichung oder Einrei-
chung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beifü-
gen. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 (GVBl S. 
390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Bau-
rechts und des Denkmalschutzrechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzu-
legen. 
 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfes per einfacher E-Mail ist 
nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 

Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz  
 
des Landratsamtes Wunsiedel i. Fichtelgebirge 
(www.landkreis-wunsiedel.de) bzw.  
 
der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 
 

- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
bühr fällig.  
 

 
 
Hinweis: 
 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass mit dem heutigen 
Tage der Bekanntmachung die Zustellung als bewirkt gilt, d. h., 
von diesem Zeitpunkt an läuft die Klagefrist von einem Monat. 
 
Die Rechtsbehelfsbelehrung bezieht sich nicht nur auf den Ad-
ressaten des Bescheides. Sie richtet sich auch an alle Dritte, die 
eine Verletzung ihrer Rechte durch die Baugenehmigung geltend 
machen wollen. Die Anfechtungsklage eines Dritten hat keine 
aufschiebende Wirkung (§ 212a BauGB). 
 
Der Baugenehmigungsbescheid im vollen Wortlaut sowie die 
genehmigten Bauvorlagen können von beteiligten Nachbarn i. S. 
von Art. 66 Abs. 1 BayBO während der üblichen Besuchszeiten im 
Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge, Jean-Paul-Straße 9, im 
Zimmer 1.75, eingesehen werden. 
 
Wunsiedel, 12.11.2024 
Landratsamt Wunsiedel 
i. Fichtelgebirge 
 

gez. Sellnow 
Oberregierungsrätin 

 
 

Nr. 158 
 
Vollzug der Bayer. Bauordnung (BayBO); 
 
Gz: 41-737/2023 
 
 
Vollzug der Bayer. Bauordnung (BayBO); 
- Öffentliche Bekanntmachung gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bay-
BO -  
 

 
 
Das Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge hat in oben bezeichneter 
Angelegenheit am 14.11.2024 unter dem Aktenzeichen 41 – 737/2023 
folgenden Bescheid erlassen: 
 
III. Der oben genannte Tekturbauantrag wird entsprechend den 

mit Genehmigungsvermerk versehenen Bauvorlagen unter 
den nachstehenden Auflagen und Bedingungen genehmigt. 
Die Bauvorlagen sind Bestandteil dieses Bescheides. 
 

IV. Von der Festsetzung des Bebauungsplanes wird wegen der 
Anordnung der Stellplätze gemäß § 31 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) eine Befreiung gewährt. 
 

V. Als Antragsteller haben Sie die Kosten des Verfahrens zu 
tragen. 

Bauantrag Neubau Biomasse-Heizkraftwerk Röthenbach 
Grundstück Fl. Nr. 315 
 Gemarkung Röthenbach 
Bauherr Biomasse Hochfranken GbR 
 Grafenreuther Straße 8,95659 Arzberg 

Bauantrag 
Freianlagen für städtebauliche Maßnahmen zur  
Vorbereitung der 

 Grundstücke für den Neubau eines Wohnhauses 
 hier: Baufeld herrichten, Stütz- und Lärmschutzbauwerke,
Grundstück Fl. Nr. 1189 1189/2 500/5 500/6 
 Gemarkung Arzberg 
Bauherr Lebenshilfe Fichtelgebirge e. V. 
 Pfarrhof 6,95615 Marktredwitz 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage beim 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Bayreuth 
 
erheben. 
 
Dafür stehen Ihnen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 
 
- Schriftlich oder zur Niederschrift: 

 
Die Klage können Sie schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erheben. Die Anschrift 
lautet: 
 

Bayerisches Verwaltungsgericht Bayreuth, 
Hausanschrift:  Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth, 
Postfachanschrift: Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth, 
 
- Elektronisch: 

 
Die Klage können Sie beim Bayerischen Verwaltungsgericht 
Bayreuth auch elektronisch nach Maßgabe der der Internet-
präsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) 
zu entnehmenden Bedingungen erheben. 

 
In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat 
Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen, 
ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Klage-
schrift sollen Sie diesen Bescheid in Abschrift beifügen. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Sie bei schriftlicher Einreichung oder Einrei-
chung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beifü-
gen. 
 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 (GVBl S. 
390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Bau-
rechts und des Denkmalschutzrechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzu-
legen. 
 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfes per einfacher E-Mail ist 
nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 
Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz  
 
des Landratsamtes Wunsiedel i. Fichtelgebirge 
(www.landkreis-wunsiedel.de) bzw. 

-  
der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 
 

- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
bühr fällig.  

 
 
Hinweis: 
 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass mit dem heutigen 
Tage der Bekanntmachung die Zustellung als bewirkt gilt, d. h., 
von diesem Zeitpunkt an läuft die Klagefrist von einem Monat. 
 
Die Rechtsbehelfsbelehrung bezieht sich nicht nur auf den Ad-
ressaten des Bescheides. Sie richtet sich auch an alle Dritte, die 
eine Verletzung ihrer Rechte durch die Baugenehmigung geltend 
machen wollen. Die Anfechtungsklage eines Dritten hat keine 
aufschiebende Wirkung (§ 212a BauGB). 
 
Der Baugenehmigungsbescheid im vollen Wortlaut sowie die 
genehmigten Bauvorlagen können von beteiligten Nachbarn i. S. 
von Art. 66 Abs. 1 BayBO während der üblichen Besuchszeiten im 

Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge, Jean-Paul-Straße 9, im 
Zimmer 1.75, eingesehen werden. 
 
Wunsiedel, 14.11.2024 
 

gez. Lippert 
Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge 

 
 

Nr. 159 
 
Amt für Ländliche Entwicklung Oberfranken 
 
Dorferneuerung Martinlamitz II 
Stadt Schwarzenbach a. d. Saale, Landkreis Hof 
Bekanntmachung für die Stadt Kirchenlamitz 
Neuwahl der ehrenamtlichen Vorstandsmitglieder und ihrer Stell-
vertreter (§ 21 Abs. 3 des Flurbereinigungsgesetzes - FlurbG -, 
Art. 4 Abs. 3 Satz 1, 2 und 5 Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes zur Aus-
führung des Flurbereinigungsgesetzes - AGFlurbG -) 
 

Bekanntmachung und Ladung 
 
Die Eigentümer der zum Verfahrensgebiet Martinlamitz II gehörenden 
Grundstücke und die ihnen gleichstehenden Erbbauberechtigten 
werden hiermit zur Teilnehmerversammlung geladen.  

Diese findet unter der Leitung des Amtes für Ländliche Entwicklung 
Oberfranken statt am: 

Donnerstag, 12.12.2024, um 17:30 Uhr, 

Ort: Bürgersaal Martinlamitz, Am Dorfplatz 4,  
95126 Schwarzenbach an der Saale. 

Tagesordnung 

1. Begrüßung und Informationen zum Verfahrensstand 
2. Erläuterung der Aufgaben des Vorstandes der Teilnehmerge-

meinschaft und des Wahlverfahrens 
3. Neuwahl ehrenamtlicher Vorstandsmitglieder und ihrer Stell-

vertreter 
4. Informationen zu den aktuellen Planungen in der Dorferneue-

rung 
5. Allgemeine Aussprache 

Der Vorstand führt die Geschäfte der Teilnehmergemeinschaft. Er soll 
das volle Vertrauen der Teilnehmer am Verfahren besitzen. Wün-
schenswert ist deshalb, dass sich möglichst viele Teilnehmer an der 
Neuwahl des Vorstandes beteiligen. 

Das Amt für Ländliche Entwicklung Oberfranken hat die Zahl der zu 
wählenden Mitglieder des Vorstandes und deren Stellvertreter auf je 4 
festgesetzt. 

Jeder stimmberechtigte Teilnehmer oder Bevollmächtigte kann somit 
als Mitglied und Stellvertreter insgesamt 8 Personen wählen. Sie 
werden auf die Dauer von sechs Jahren gewählt; eine Wiederwahl ist 
zulässig. 

Wahlberechtigt sind nur Teilnehmer. Die Teilnehmer sind die Eigentü-
mer der zum Verfahrensgebiet gehörenden Grundstücke. Erbbaube-
rechtigte stehen den Eigentümern gleich (§ 10 Nr. 1 FlurbG). Jeder 
Teilnehmer hat eine Stimme. Gemeinschaftliche Eigentümer gelten als 
ein Teilnehmer. Gemeinschaftliche Eigentümer sind nur stimmberech-
tigt, wenn von allen abwesenden Miteigentümern eine schriftliche 
Vollmacht vorliegt. Wenn Ehepartner gemeinschaftliches Eigentum 
haben, brauchen diese ebenfalls eine schriftliche Vollmacht des abwe-
senden Ehepartners. Einigen sich gemeinschaftliche Eigentümer nicht 
über die Stimmabgabe, so müssen sie von der Wahl ausgeschlossen 
werden. 

Die Vertretung durch Bevollmächtigte ist zulässig. Bevollmächtigte 
haben in der Versammlung eine schriftliche Vollmacht vorzulegen, bei 
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der die Unterschrift des Vollmachtgebers öffentlich oder amtlich be-
glaubigt sein muss. Die amtliche Beglaubigung erteilt die Gemeinde 
gebührenfrei. Zu beachten ist jedoch, dass nach § 21 Abs. 3 FlurbG im 
Wahltermin jeder Teilnehmer oder Bevollmächtigte nur eine Stimme 
hat, auch wenn er mehrere Teilnehmer vertritt. Teilnehmer, die nicht 
selbst in der Wahlversammlung anwesend sein können, werden daher 
zweckmäßig eine Person bevollmächtigen, die nicht selbst als Teil-
nehmer stimmberechtigt ist. 

Die zu wählenden Mitglieder des Vorstandes und ihre Stellvertreter 
werden von den im Wahltermin anwesenden Teilnehmern oder Be-
vollmächtigten gewählt. Gewählt sind diejenigen, die die meisten 
Stimmen erhalten. 

Das Einreichen von Wahlvorschlägen ist über eine im Rathaus der 
Stadt Schwarzenbach an der Saale ausliegende Wahlvorschlagsliste 
möglich. Bitte beachten Sie hierzu die ebenfalls veröffentlichten Infor-
mationen. 
 
Bamberg, den 18.11.2024 
Amt für Ländliche Entwicklung Oberfranken 
 

gez. Claudia Stich, Baudirektorin 
 
 

Nr. 160 
 
Amt für Ländliche Entwicklung Oberfranken 
 
Dorferneuerung Martinlamitz II   
Stadt Schwarzenbach an der Saale, Landkreis Hof 
Bekanntmachung für die Stadt Kirchenlamitz 

Einreichen von Wahlvorschlägen für 
die Neuwahl des Vorstandes der Teil-
nehmergemeinschaft Martinlamitz II   
 

Der jetzige Vorstand der Teilnehmergemeinschaft 
Martinlamitz II wurde im Jahr 2018 gewählt. Nach dem 
Gesetz zur Änderung des Ausführungsgesetzes zum 
Flurbereinigungsgesetz, müssen in Verfahren, in denen 
der neue Rechtszustand noch nicht eingetreten ist, alle 
sechs Jahre die Vorstandsmitglieder und Stellvertreter 
neu gewählt werden.   
 

Deshalb sollen im o. a. Verfahren im Dezember 2024 die 
Mitglieder des  Vorstandes und ihre Stellvertreter neu 
gewählt werden.   

Die Mitglieder des Vorstandes bilden zusammen mit 
dem beamteten Vorsitzenden den Vorstand der Teil-
nehmergemeinschaft, dem wichtige Aufgaben obliegen.   

Gewählt werden können grundsätzlich alle natürlichen 
Personen, die nach bürgerlichem Recht unbeschränkt 
geschäftsfähig sind. Sie müssen nicht Grundstücksei-
gentümer im Verfahrensgebiet oder dort wohnhaft sein.   
 

Im Rathaus der Stadt Schwarzenbach liegt eine Vor-
schlagsliste zur Neuwahl der Vorstandsmitglieder bzw. 
Stellvertreter zur Einsichtnahme und zur Eintragung 
weiterer Wahlvorschläge aus. Der jeweilige Wahlvor-
schlag soll Zu- und Vornamen, Straße, Hausnummer, 
Wohnort und gegebenenfalls sonstige Zusätze zur Unter-
scheidung bei Namensgleichheit (z.B. sen., jun.) enthalten. 
Vorschläge können ebenfalls bei dem Vorsitzenden des 
Vorstands der Teilnehmergemeinschaft Herrn Schmie-
chen unter der Telefonnummer 0951/837-393 eingereicht 
werden. Die Wahlvorschläge sind bis spätestens 10. 
Dezember 2024 einzureichen. Eine Wiederwahl von 
Vorstandsmitglie- dern bzw. Stellvertretern ist möglich. Die 
Aufnahme von Frauen in den Wahlvorschlag wird aus-
drücklich befürwortet.   
 

Die Vorstandswahl wird in einer Teilnehmerversamm-
lung durchgeführt, zu der gesondert eingeladen wird.    

 

Bamberg, den 18.11.2024   

Amt für Ländliche Entwicklung Oberfranken  

 

gez. Alexander Schmiechen; Technischer Amtsrat 
 
 

Nr. 161 
 
Landkreis Wunsiedel i. Fichtelgebirge 
 
Satzung zur Änderung der Hebesatzsatzung des Landkreises 
Wunsiedel i. Fichtelgebirge 
 
vom 12.11.2024 
 
Aufgrund von Art. 17 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern 
(LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 8 der 
Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, i. V. 
m. § 16 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), das zuletzt 
durch Artikel 19 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 
108) geändert worden ist, und § 25 des Grundsteuergesetzes (GrStG) 
vom 7. August 1973 (BGBl. I S. 965), das zuletzt durch Artikel 21 des 
Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2294) geändert worden 
ist, erlässt der Landkreis Wunsiedel i. Fichtelgebirge folgende Hebe-
satzsatzung:  
 

§1 
 
Die Hebesatzsatzung des Landkreis Wunsiedel i. Fichtelgebirge vom 
11.12.2025 (Amtsblatt Nr. 26/2015, Seite 211) wird wie folgt geändert:  
 

1. § 1 Nr. 1 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 
„a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A):  
130 v. H.“ 

 
2. § 1 Nr. 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) für Grundstücke (B): 390 v. H.“ 
 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.  
 
Wunsiedel, 12.11.2024 
 

gez. Peter Berek; Landrat 
Landkreis Wunsiedel i. Fichtelgebirge 

 
 

Nr. 162 
 
Gemeinde Höchstädt i.Fichtelgebirge 
 

Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung der Gemeinde Höchstädt i.Fichtelgebirge 

(BGS-EWS) 
 

Vom 14. November 2024 
 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) 
erlässt die Gemeinde Höchstädt i.Fichtelgebirge folgende Satzung zur 
Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesat-
zung der Gemeinde Höchstädt i.Fichtelgebirge: 
 

§ 1 
 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der 
Gemeinde Höchstädt i.Fichtelgebirge (BGS-EWS) vom 22. November 
2007 (KrABl. 23/2007 v. 06.12.2007, Nr. 188), geändert am 07.Juli 
2016 (KrABl. 13/2016 v. 21.07.2016, Nr. 93), zuletzt geändert am 
16.September 2020 (KrABl 24/2020 v. 15.10.2020, Nr. 164) wird wie 
folgt geändert:  
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1. § 9 a Abs. 2 erhält folgende Fassung:  

 
„Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasser-
zählern mit Nenndurchfluss (Qn) bzw. Dauerdurchfluss (Q3) 

  
 bis    Qn 2,5/Q3_4   60,00 € 
 über Qn 2,5/Q3_4   90,00 €“  
  
 

2. In § 10 Abs. 3 wird der Betrag „3,48 €“ durch den Betrag 
„3,55 €“ ersetzt.  
In § 10 Abs. 4 wird der Betrag „3,48 €“ durch den Betrag 
„3,55 €“ ersetzt. 

 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2025 in Kraft.  
 
Höchstädt i. Fichtelgebirge, 14. November 2024 
 

gez. Bauer; Erster Bürgermeister 
Gemeinde Höchstädt i. Fichtelgebirge 

 
 

Nr. 163 
 
Gemeinde Höchstädt i. Fichtelgebirge 
 

Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Wasserabgabesatzung der Gemeinde Höchstädt i.Fichtelgebirge 

(BGS-WAS) 
 

Vom 14. November 2024 
 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) 
erlässt die Gemeinde Höchstädt i.Fichtelgebirge folgende Satzung zur 
Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesat-
zung der Gemeinde Höchstädt i.Fichtelgebirge: 
 

§ 1 
 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung der 
Gemeinde Höchstädt i.Fichtelgebirge (BGS-WAS) vom 10. Dezember 
2002 (KrABl 26/2002 v. 19.12.2002, Nr. 242), geändert am 26. No-
vember 2008 (KrABl 22/2008 v. 4.12.2008, Nr. 166), geändert am 17. 
April 2014 (KrABl 10/2014 v. 15.05.2014, Nr. 71), geändert am 07.Juli 
2016 (KrABl 13/2016 v. 21.07.2016, Nr. 92), zuletzt geändert am 
16.September 2020 (KrABl 24/2020 v. 15.10.2020, Nr. 163) wird wie 
folgt geändert:  
 

1. § 9 a Abs. 2 erhält folgende Fassung:  
 
 „Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasser-
zählern mit  
 Nenndurchfluss (Qn) bzw. Dauerdurchfluss (Q3) 
 
 bis    Qn 2,5/Q3_4   60,00 € 
 über Qn 2,5/Q3_4   90,00 €“  
  
 

2. In § 10 Abs. 3 wird der Betrag „1,97 €“ durch den Betrag 
„2,00 €“ ersetzt.  
In § 10 Abs. 4 wird der Betrag „1,97 €“ durch den Betrag 
„2,00 €“ ersetzt. 

 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2025 in Kraft.  
 
Höchstädt i. Fichtelgebirge, 14. November 2024 
 

gez. Bauer; Erster Bürgermeister 
Gemeinde Höchstädt i. Fichtelgebirge 

 

Nr. 164 
 
Stadt Hohenberg a. d. Eger 
 
Aktenzeichen: 0280-01-065416 
 

Satzung 
 

über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 
der Stadt Hohenberg a. d. Eger (Hebesatzsatzung) 

 
vom 22. Oktober 2024 

 
Aufgrund des Art. 22 Abs. 2, Art. 23 ff. der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S 796), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 6 der Ver-
ordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) und Art. 18 des Bayerischen 
Kommunalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 04.04.1993 (GVBl. 264), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 10 der 
Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) in Verbindung mit § 25 
Abs. 1 und 2 des Grundsteuergesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch 
Artikel 21 des Jahressteuergesetzes 2022 vom 16.12.2022 (BGBl. I S. 
2294) und Art. 5 des Bayerischen Grundsteuergesetzes vom 
10.12.2021 (GVBl. S. 638), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes 
vom 21.04.2023 (GVBl. S. 128) und    § 16 des Gewerbesteuergeset-
zes (GewStG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.10.2002 
(BGBl I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 
27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) erlässt die Stadt Hohenberg a. 
d. Eger mit Beschluss des Stadtrates vom 21.10.2024 folgende Hebe-
satzsatzung:  
 
 

§ 1 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern 
werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
     a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A)   380 v. H. 
     b) für die Grundstücke (B)  240 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 350 v. H. 
 
 

§ 2 
 

(1) Diese Hebesatzsatzung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Hebesatzsatzung der Stadt Hohenberg a. d. 
Eger vom 29. März 2022 (KrABl Nr. 07/2022 vom 07. April 2022) 
außer Kraft. 
 
Schirnding, den 22. Oktober 2024 
 

gez. Jürgen Hoffmann; Erster Bürgermeister 
Stadt Hohenberg a. d. Eger 

 
 

Nr. 165 
 
Stadt Kirchenlamitz; 
 
Gebührensatzung für die Benutzung der öffentlichen Räumlich-
keiten im Goldnen Löwen der Stadt Kirchenlamitz vom 22.05.2023 
 
Die Stadt Kirchenlamitz erlässt aufgrund der Art. 2 und 8 des Kommu-
nalabgabengesetzes (KAG) und des Stadtratsbeschlusses vom 
15.06.2023 (zuletzt geändert mit Stadtratsbeschluss vom 07.11.2024) 
folgende Gebührensatzung für die Benutzung der öffentlichen Räum-
lichkeiten im Goldnen Löwen 
 

§ 1 Gebührenpflicht 
Für die Benutzung der öffentlichen Räumlichkeiten im Goldnen Löwen 
erhebt die Stadt Kirchenlamitz Gebühren nach dieser Satzung.  
1. Benutzungsgebühren  

Die Benutzungsgebühr für die Überlassung zur Nutzung der öffentli-
chen Räumlichkeiten im Goldnen Löwen beträgt für öffentliche Veran-
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staltungen 40,00 Euro je Nutzungstag und für interne Veranstaltungen 
80,00 Euro je Nutzungstag. 

2. Servicepauschalen 

Es kann aus den folgenden vier Varianten ausgewählt werden: 
 

 
 
Darüberhinausgehende Serviceleistungen werden nach dem jeweili-
gen Aufwand abgerechnet. 

3. Kaution 

Pro Veranstaltung ist eine Kaution in Höhe von 100,00 Euro zu hinter-
legen, welche nach beanstandungsloser Kontrolle nach der Benutzung 
zurückerstattet wird.  

4. Sonstige Gebühren 

Unabhängig von der Entrichtung einer Benutzungsgebühr haben die 
Benutzer auf möglichst sparsamen Wasser-, Strom-, und Energiever-
brauch zu achten. Diese sind nur im Rahmen eines normalen Ver-
brauches kalkuliert und abgegolten. Notwendige Sonderreinigungen 
sind vom Benutzer nach Aufwand zu übernehmen. Auch zusätzliche 
Reinigungsarbeiten sind durch den Verursacher zu übernehmen. 
 

§ 2 Gebührenschuldner 
Gebührenschuldner ist diejenige natürliche oder juristische Person, die 
die Benutzung des Gegenstandes beantragt hat.  
 

§ 3 Entstehen der Gebührenschuld, Fälligkeit 
1. Benutzungsgebühren und Kaution entstehen mit der Genehmigung 
der Benutzung der öffentlichen Räumlichkeiten im Goldnen Löwen. Sie 
sind innerhalb zwei Wochen nach Bekanntgabe des Gebührenbe-
scheides zur Zahlung fällig.  
2. Sonstige Gebühren nach §1 Nr. 3 dieser Satzung entstehen mit der 
Bekanntgabe des Gebührenbescheides gegenüber dem Gebühren-
schuldner. Sie sind innerhalb zwei Wochen nach ihrer Bekanntgabe 
zur Zahlung fällig.  
 

§ 4 Inkrafttreten 
Diese Gebührensatzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft (Art. 26 Abs.1 Satz1 GO) in Kraft.  
 
Kirchenlamitz, 07.11.2024 
 

gez. Büttner; Erster Bürgermeister 
Stadt Kirchenlamitz 

 
 

Nr. 166 
 
Stadt Kirchenlamitz; 

 
Satzung 

über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 
der Stadt Kirchenlamitz 

(Hebesatzsatzung) 
vom 07.11.2024 

 

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2, Art. 23 ff. der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796), zuletzt geändert § 1 Abs. 6 der Verordnung 
vom 04.06.2024 (GVBl. S. 98) und Art. 18 des Bayerischen Kommu-
nalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
04.04.1993 (GVBl. S. 264), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 10 der 
Verordnung vom 4.06.2024 (GVBl. S. 98)) in Verbindung mit § 25 Abs. 
1 und 2 des Grundsteuergesetzes (GrStG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 07.08.1973 ((BGBl. I S. 965), zuletzt geändert 
durch Artikel 21 des Gesetzes vom 16.12.2022 (BGBl. I S. 2294)) und 
Art. 5 des Bayerischen Grundsteuergesetzes vom 10.12.2021 (GVBl. 
S. 638), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 21.04.2023 
(GVBl. S. 128) und mit § 16 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 4167), 

zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 27.03.2024 (BGBl. 
2024 I S. 108) 

 
erlässt die Stadt Kirchenlamitz folgende Satzung: 

 

§ 1 Hebesätze 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern 
werden wie folgt festgesetzt: 

1. für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer 
A)  
Haushaltsjahr 2025 und Folgejahre  270 v.H. 

2. für die Grundstücke (Grundsteuer B) 
Haushaltsjahr 2025 und Folgejahre   205 v.H. 

3. für die Gewerbesteuer 
Haushaltsjahr 2025 und Folgejahre  380 v.H. 
 

§ 2 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tag nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Kirchenlamitz, den 07.11.2024 
 

gez. Jens Büttner, Erster Bürgermeister 
 
 

Nr. 167 
 
Stadt Kirchenlamitz 
 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der 
Stadt Kirchenlamitz (BGS-EWS) 

 
vom 

 
07.11.2024 

 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt 
die Stadt Kirchenlamitz folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung: 
 

§ 1 
Beitragserhebung 

 
Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der 
Entwässerungseinrichtung für das Gebiet der Stadt Kirchenlamitz ohne 
die Ortsteile Kleinschloppen, Großschloppen, Fichtenhammer, Raume-
tengrün, Hohenbuch, Dörflas, Wustung b. Schnepfenmühle, 
Schnepfenmühle, Fahrenbühl, Entenlohe, Oberschieda, Mittelschieda, 
Unterschieda, Baumgarten, Neuenhammer und Vorsuchhütte einen 
Beitrag. 
 

§ 2 
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte 
oder gewerblich nutzbare Grundstücke erhoben sowie für Grundstücke 
und befestigte Flächen, die keine entsprechende Nutzungsmöglichkeit 
aufweisen, auf denen aber tatsächlich Abwasser anfällt, wenn 

1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Ent-
wässerungseinrichtung besteht oder 

2. sie - auch aufgrund einer Sondervereinbarung - an die Ent-
wässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind. 

 
§ 3 

Entstehen der Beitragsschuld 
 

(1) 1Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstat-
bestandes. 2Ändern sich die für die Beitragsbemessung maßgeb-
lichen Umstände im Sinn des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die - 
zusätzliche - Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maßnahme. 
 

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Bei-
tragstatbestand vor dem Inkrafttreten dieser Satzung erfüllt, ent-
steht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 
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§ 4 

Beitragsschuldner 
 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitrags-
schuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 
 
 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

 
(1) 1Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschoss-

fläche der vorhandenen Gebäude berechnet. 2Die beitragspflich-
tige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken von mindestens 
3.500 m² Fläche (übergroße Grundstücke) in unbeplanten Gebie-
ten bei bebauten Grundstücken auf das dreifache der beitrags-
pflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch auf 3.500 m² be-
grenzt, bei unbebauten Grundstücken auf 3.500 m² begrenzt. 

 
(2) 1Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in 

allen Geschossen zu ermitteln. 2Keller werden mit der vollen Flä-
che herangezogen. 3Dachgeschosse werden nur herangezogen, 
soweit sie ausgebaut sind. 4Gebäude oder selbstständige Ge-
bäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach 
Anschluss an die Schmutzwasserableitung auslösen oder die 
nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht herangezogen; 
das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich an 
die Schmutzwasserableitung angeschlossen sind. 5Balkone, Log-
gien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie 
über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 
 

(3) 1Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Be-
bauung zulässig ist, sowie bei sonstigen unbebauten Grundstü-
cken, wird als Geschossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche 
in Ansatz gebracht. 2Grundstücke, bei denen die zulässige oder 
die für die Beitragsbemessung maßgebliche vorhandene Bebau-
ung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur untergeordnete 
Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grund-
stücke im Sinn des Satzes 1. 

 
(4) 1Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Ände-

rung der für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände, 
soweit sich dadurch der Vorteil erhöht. 
2Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere, 

 im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zu-
sätzlichen Flächen, soweit für diese bisher noch keine 
Beiträge geleistet wurden, 

 im Falle der Geschossflächenvergrößerung für die zu-
sätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie im Falle 
des Absatzes 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Vervielfa-
chung errechnende zusätzliche Grundstücksfläche, 

 im Falle der Nutzungsänderung eines bisher beitrags-
freien Gebäudes oder Gebäudeteils i.S.d. § 5 Absatzes 
2 Satz 4, soweit infolge der Nutzungsänderung die Vo-
raussetzungen für die Beitragsfreiheit entfallen. 

 
 

(5) 1Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Abs. 3 
festgesetzt worden ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach 
Abzug der nach Abs. 3 berücksichtigten Geschossflächen und 
den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grundstücksflächen neu be-
rechnet. 2Dieser Betrag ist nachzuentrichten. 
3Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Geschossflächen, 
so ist für die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Bei-
tragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag ent-
richtet wurde. 

 
 

§ 6 
Beitragssatz 

 
(1) Der Beitrag beträgt 

 
a) pro m² Grundstücksfläche  0,42 € 
b) pro m² Geschossfläche  2,52 € 

 
(2) 1Für Grundstücke, von denen kein Niederschlagswasser eingelei-

tet werden darf, 
wird der Grundstücksflächenbeitrag nicht erhoben. 2Fällt diese 
Beschränkung 
weg, wird der Grundstücksflächenbeitrag nacherhoben.  

 
 

§ 7 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbeschei-
des fällig. 
 
 

§ 7 a 
Beitragsablösung 

 
1Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst 
werden. 2Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen 
Höhe des Beitrags. 3Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 
 

§ 8 
Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, 

Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die Unter-
haltung der Grundstücksanschlüsse im Sinn des § 3 EWS ist mit 
Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßen-
grund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in der 
jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten.  
 

(2) 1Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen 
Maßnahme. 2Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des 
Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbau-
berechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer bzw. Erbbaube-
rechtigte) sind Gesamtschuldner. 
3§ 7 gilt entsprechend. 
 

(3) 1Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst 
werden. 2Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtli-
chen Höhe des Erstattungsanspruchs. 3Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht. 

 
 

§ 9 
Gebührenerhebung 

 
Die Stadt erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung 
Grundgebühren und Einleitungsgebühren. 
 
 

§ 9 a 
Grundgebühr 

 
(1) 1Die Grundgebühr wird nach dem. Dauerdurchfluss der verwen-

deten Wasserzähler im Sinne von § 19 WAS berechnet. 
2Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vorübergehend 
mehrere Wasseranschlüsse, so wird die Grundgebühr nach der 
Summe des Dauerdurchflusses der einzelnen Wasserzähler be-
rechnet. 2Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der 
Dauerdurchfluss geschätzt, der nötig wäre, um die mögliche 
Wasserentnahme messen zu können.  
 

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern 
mit Dauerdurchfluss 
 
bis    4 m³/h     100,00 €/Jahr 
bis  10 m³/h     249,00 €/Jahr 
bis  16 m³/h     396,00 €/Jahr 
bis  25 m³/h     618,00 €/Jahr 
bis  40 m³/h     992,00 €/Jahr 
über  40 m³/h  1.563,00 €/Jahr 
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§ 10 

Einleitungsgebühr 
 

(1) 1Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgen-
den Absätze nach der Menge der Abwässer berechnet, die 
der Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen 
Grundstücken zugeführt werden. 2Die Gebühr beträgt 
 
a) bei der Einleitungsmöglichkeit  

von ungeklärtem Schmutzwasser 
einschl. Niederschlagswasser 4,43 € pro m³ Ab-
wasser 

b) bei der Einleitungsmöglichkeit 
von ungeklärtem Schmutzwasser 
ohne Niederschlagswasser 3,90 € pro m³ Ab-
wasser 

 

(2) 1Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der 
Wasserversorgungseinrichtung und aus der Eigengewin-
nungsanlage zugeführten Wassermengen abzüglich der 
nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten oder zu-
rückgehaltenen Wassermengen, soweit der Abzug nicht 
nach Abs. 4 ausgeschlossen ist.  
2Die Wassermengen werden durch geeichten Wasserzähler 
ermittelt. 
3Sie sind von der Stadt zu schätzen, wenn 
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, 

oder 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung 

nicht ermöglicht wird, 
oder 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass ein 
Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch bzw. 
die eingeleitete Abwassermenge nicht angibt. 

4Werden die Wassermengen nicht vollständig über Wasser-
zähler erfasst, werden als dem Grundstück aus der Eigen-
gewinnungsanlage zugeführte Wassermenge pauschal 15m³ 
pro Jahr und Einwohner, der zum Stichtag 01.01. des abge-
laufenen Berechnungsjahres mit Wohnsitz auf dem heran-
zuziehenden Grundstück gemeldet ist, neben der tatsächlich 
aus der öffentlichen Wasserversorgung abgenommenen an-
gesetzt, insgesamt aber nicht weniger als 35m³ pro Jahr und 
Einwohner. 5In begründeten Einzelfällen sind ergänzende 
höhere Schätzungen möglich. 6Es steht dem Gebühren-
pflichtigen frei, den Nachweis eines niedrigeren Wasserver-
brauchs bzw. einer niedrigeren eingeleiteten Abwassermen-
ge zu führen; Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

 
(3) 1Der Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen 

Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichtigen. 2Er ist 
grundsätzlich durch geeichte und verplombte Wasserzähler 
zu führen, die der Gebührenpflichtige auf eigene Kosten fest 
zu installieren hat. 
3Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung gilt für 
jedes Stück Großvieh bzw. für jede Großvieheinheit eine 
Wassermenge von 15m³/Jahr als nachgewiesen. 
4Maßgebend ist die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene 
Viehzahl. 5Der Nachweis der Viehzahl obliegt dem Gebüh-
renpflichtigen; er kann durch Vorlage des Bescheids der 
Tierseuchenkasse erbracht werden. 
 

(4) Vom Abzug nach Abs. 3 sind ausgeschlossen 
a) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser und 
b) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte 

Wasser. 
 

(5) 1Im Fall des § 10 Abs. 3 Sätze 3 bis 5 ist der Abzug auch in-
soweit begrenzt, als der Wasserverbrauch 35m³ pro Jahr 
und Einwohner, der zum Stichtag 01.01. des abgelaufenen 
Berechnungsjahres mit Wohnsitz auf dem heranzuziehen-
den Grundstück gemeldet ist, unterschreiten würde. 
2In begründeten Einzelfällen sind ergänzende höhere be-
triebsbezogene Schätzungen möglich. 

 

 
§ 10a 

Gebührenabschläge 
 
1Wird bei Grundstücken vor Einleitung der Abwässer im Sinn des § 10 
dieser Satzung in die Entwässerungsanlage eine Vorklärung oder 
sonstige Vorbehandlung der Abwässer auf dem Grundstück verlangt, 
so ermäßigen sich die Einleitungsgebühren um 50%. 2Das gilt nicht für 
Grundstücke mit gewerblichen oder sonstigen Betrieben, bei denen die 
Vorklärung oder Vorbehandlung lediglich bewirkt, dass sich Abwässer 
dem durchschnittlichen Verschmutzungsgrad oder der üblichen Ver-
schmutzungsart der eingeleiteten Abwässer entsprechen. 
 
 

§ 11 
Gebührenzuschläge 

 
Für Abwässer im Sinn des § 10 dieser Satzung, deren Beseitigung 
Kosten verursacht, die die durchschnittlichen Kosten der Beseitigung 
von Hausabwasser um mehr als 30% übersteigen, wird ein Zuschlag 
bis zur Höhe des den Grenzwert übersteigenden Prozentsatzes des 
Kubikmeterpreises für die Einleitungsgebühr erhoben. 
 
 

§ 12 
Entstehen der Gebührenschuld  

 
(1) Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser 

in die Entwässerungsanlage. 
 

(2) 1Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den 
Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. 
2Der Tag wird im erstmals ergehenden Bescheid bestimmt. 3Im 
Übrigen entsteht die Grundgebühr mit dem Beginn eines jeden 
Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebühren-
schuld neu. 

 
 

§ 13 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der 

Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. 
 

(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grund-
stück befindlichen Betriebs. 

 
(3) Gebührenschuldner ist auch die Wohnungseigentümergemein-

schaft. 
 
(4) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

 
(5) Die Gebührenschuld ruht für alle Gebührenschulden, die gegen-

über den in den Abs. 1 bis 4 genannten Gebührenschuldnern 
festgesetzt worden sind, als öffentliche Last auf dem Grundstück 
bzw. dem Erbbaurecht (Art. 8 Abs.8 i.V.m. Art. 5 Abs. 7 KAG) 

 
 

§ 14 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

 
(1) 1Die Einleitung wird jährlich abgerechnet. 2Die Grund- und die 

Einleitungsgebühr werden einen Monat nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides fällig. 

 
(2) 1Auf die Gebührenschuld sind zum 01.04., 01.06., 01.08., 01.10. 

und 01.12. jeden Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Fünftels 
der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. 2Fehlt eine sol-
che Vorjahresabrechnung, so setzt die Stadt die Höhe der Vo-
rauszahlungen unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauchs 
fest. 

 
 

§ 15 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

 
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Stadt für 
die Höhe der Abgabe maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu 
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melden und über den Umfang dieser Veränderungen - auf Verlangen 
auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 
 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 05. November 2020 (Kreisam-

tsblatt Nr. 27/2020 vom 19.11.2020) außer Kraft. 
 
Kirchenlamitz, den 07.11.2024 
 

gez. Büttner; Erster Bürgermeister 
Stadt Kirchenlamitz 

 
 

Nr. 168 
 
Stadt Kirchenlamitz 
 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung der 
Stadt Kirchenlamitz (BGS-WAS) 
 

vom 
 

07.11.2024 
 
Aufgrund der Artikel 5, 8 und 9 des Kommunalabgabegesetzes erlässt 
die Stadt Kirchenlamitz folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Wasserabgabesatzung: 
 
 

§ 1 
Beitragserhebung 

 
Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der 
Wasserversorgungseinrichtung einen Beitrag. 
 
 
 

§ 2 
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird erhoben für 

1. bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerb-
lich nutzbare Grundstücke, wenn für sie nach § 4 WAS ein 
Recht zum Anschluss an die Wasserversorgungseinrichtung 
besteht  
oder 

2. –auch aufgrund einer Sondervereinbarung– an die Wasser-
versorgungs-einrichtung tatsächlich angeschlossene Grund-
stücke. 

 
 
 

§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

 

(1) 1Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstat-
bestandes. 2Ändern sich die für die Beitragsbemessung maßgeb-
lichen Umstände im Sinne des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die - 
zusätzliche - Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maßnahme. 

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Bei-
tragstatbestand vor dem Inkrafttreten dieser Satzung erfüllt, ent-
steht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

 
 

§ 4 
Beitragsschuldner 

 
Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitrags-
schuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 
 
 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

 

(1) 1Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschoss-
fläche der vorhandenen Gebäude berechnet. 2Die beitragspflich-
tige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken von mindestens 
3.500 qm Fläche (übergroße Grundstücke) in unbeplanten Gebie-
ten  
- bei bebauten Grundstücken auf das dreifache der beitrags-

pflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch 3.500 qm, 
- bei unbebauten Grundstücken auf 3.500 qm begrenzt. 

 
(2) 1Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in 

allen Geschossen zu ermitteln. 2Keller werden mit der vollen Flä-
che herangezogen. 
3Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie ausge-
baut sind. 
4Gebäude oder selbstständige Gebäudeteile, die nach der Art ih-
rer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Wasserversor-
gung auslösen oder die an die Wasserversorgung nicht ange-
schlossen werden dürfen, werden nicht herangezogen; das gilt 
nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich einen Was-
seranschluss haben. 
5Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn 
und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 
 

(3) 1Bei Grundstücken, für die nur eine gewerbliche Nutzung ohne 
Bebauung zulässig ist, sowie bei sonstigen unbebauten, aber be-
baubaren Grundstücken, wird als Geschossfläche ein Viertel der 
beitragspflichtigen Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 
2Grundstücke, bei denen die zulässige oder für die Beitragsbe-
messung maßgebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis zur 
gewerblichen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat, gelten 
als gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke im Sinn des Sat-
zes 1, Alternative 1. 
 

(4) 1Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Ände-
rung der für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände, 
soweit sich dadurch der Vorteil erhöht. 
2Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere, 
- im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätzli-

chen Flächen, soweit für diese bisher noch keine Beiträge 
geleistet worden sind, 

- im Falle der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich 
geschaffenen Geschossflächen sowie im Falle des Absatzes 
1 Satz 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende 
zusätzliche Grundstücksfläche, 

- im Falle der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien 
Gebäudes oder Gebäudeteils i.S.d. § 5 Abs. 2 Satz 4, soweit 
infolge der Nutzungsänderung die Voraussetzungen für die 
Beitragsfreiheit entfallen. 

 
(5) 1Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstück, für das ein 

Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt worden ist, später bebaut, so 
wird der Beitrag nach Abzug der nach Absatz 3 berücksichtigten 
Geschossflächen und den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grund-
stücksflächen neu berechnet. 2Dieser Betrag ist nachzuentrich-
ten. 3Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Geschossflä-
chen, so ist für die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den 
Beitragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag 
entrichtet worden ist. 

 

§ 6 
Beitragssatz 

 
Der Beitrag beträgt 
 

(a) pro m² Grundstücksfläche  0,30 € 
(b) pro m² Geschossfläche   2,60 € 
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§ 7 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbeschei-
des fällig. 
 
 

§ 7a 
Beitragsablösung 

 
1Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst 
werden. 
2Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe 
des Beitrages.3Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 
 

§ 8 
Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, 

Erneuerung, Veränderung, Stilllegung und Beseitigung sowie für 
die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse i.S.d. § 3 WAS ist 
mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen Stra-
ßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in 
der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten.  

 
(2) 1Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen 

Maßnahme. 2Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des 
Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbau-
berechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer oder Erbbaube-
rechtigte) sind Gesamtschuldner. 3§ 7 gilt entsprechend. 

 
(3) 1Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst 

werden. 2Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtli-
chen Höhe des Erstattungsanspruchs. 3Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht. 

 
 

§ 9 
Gebührenerhebung 

 
Die Stadt erhebt für die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung 
Grundgebühren (§ 9a) und Verbrauchsgebühren (§ 10). 
 
 

§ 9a 
Grundgebühr 

 
(1) 1Die Grundgebühr wird nach dem Dauerdurchfluss (Q3) des 

verwendeten Wasserzählers im Sinne von § 19 WAS berechnet. 
2Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vorübergehend 
mehrere Wasserzähler im Sinne des § 19 WAS, so wird die 
Grundgebühr für jeden dieser Wasserzähler berechnet. 3Soweit 
Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Dauerdurchfluss ge-
schätzt, der nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme mes-
sen zu können. 
 

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern 
mit Dauerdurchfluss (Q3) 
 
bis    4 m³/h       84,00 €/Jahr 
bis  10  m³/h     210,00 €/Jahr 
bis  16 m³/h     336,00 €/Jahr 
bis  25 m³/h     526,00 €/Jahr 
bis  40 m³/h     840,00 €/Jahr 
über 40 m³/h   1.330,00 €/Jahr 

 
 

 

§ 10 
Verbrauchsgebühr 

 
(1) 1Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus der Was-

serversorgungseinrichtung entnommenen Wassers berechnet. 
2Die Gebühr beträgt 2,25 € pro Kubikmeter entnommenen Was-
sers. 
 

(2) 1Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzähler ermit-
telt. 2Er ist durch die Stadt zu schätzen, wenn 
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht 

ermöglicht wird oder  
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Was-

serzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. 
 

(3) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Was-
serzähler verwendet, so beträgt die Gebühr 2,25 € pro Kubikme-
ter entnommenen Wassers. 

 
 

§ 11 
Entstehen der Gebührenschuld 

 
(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Wasserentnahme. 

 
(2) 1Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den 

Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt; 
die Gemeinde teilt dem Gebührenschuldner diesen Tag schriftlich 
mit. 2Im Übrigen entsteht die Grundgebühr mit dem Beginn eines 
jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundge-
bührenschuld neu.  

 
 

§ 12 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der 

Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. 
 

(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grund-
stück befindlichen Betriebs. 

(3) Gebührenschuldner ist auch die Wohnungseigentümergemein-
schaft. 
 

(4) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

(5) Die Gebührenschuld ruht für alle Gebührenschulden, die gegen-
über den in den Abs. 1 bis 4 genannten Gebührenschuldnern 
festgesetzt worden sind, als öffentliche Last auf dem Grundstück 
bzw. dem Erbbaurecht (Art. 8 Abs. 8 i. V. m. Art. 5 Abs. 7 KAG). 

 
 

§ 13 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

 
(1) 1Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. 2Die Grund- und die 

Verbrauchsgebühr werden einen Monat nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides fällig. 

(2) 1Auf die Gebührenschuld sind zum 01.04., 01.06., 01.08., 01.10. 
und 01.12. jeden Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Fünftels 
der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. 2Fehlt eine sol-
che Vorjahresabrechnung, so setzt die Stadt die Höhe der Vo-
rauszahlungen unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauches 
fest. 
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§ 14 
Mehrwertsteuer 

 
Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Gebühren wird 
die Mehrwertsteuer in der jeweils gesetzlichen Höhe erhoben. 
 
 

§ 15 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

 
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Stadt für 
die Höhe der Abgabe maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu 
melden und über den Umfang dieser Veränderungen - auf Verlangen 
auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 
 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 05. November 2020 (Kreisam-

tsblatt Nr. 27/2020 vom 19.11.2020) außer Kraft. 
 
Kirchenlamitz, den 07.11.2024 
 

gez. Büttner; Erster Bürgermeister 
Stadt Kirchenlamitz 

 
 

Nr. 169 
 
Stadt Kirchenlamitz 
 

Satzung für die öffentliche Entwässerungseinrichtung der Stadt 
Kirchenlamitz 

(Entwässerungssatzung -EWS-) 
 

vom 
 

07.11.2024 
 
 
Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und 3 
der Gemeindeordnung (GO) sowie Art. 34 Abs. 2 Satz 1 des Bayeri-
schen Wassergesetzes (BayWG) erlässt die Stadt Kirchenlamitz fol-
gende Satzung: 

 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) Die Stadt betreibt eine öffentliche Einrichtung zur Abwasserbesei-

tigung (Entwässerungseinrichtung) für das Gebiet der Stadt Kir-
chenlamitz ohne die Ortsteile Kleinschloppen, Großschloppen, 
Fichtenhammer, Raumetengrün, Hohenbuch, Dörflas, Wustung 
bei Schnepfenmühle, Schnepfenmühle, Fahrenbühl, Entenlohe, 
Oberschieda, Mittelschieda, Unterschieda, Baumgarten, Neuen-
hammer und Vorsuchhütte. 

 
(2) Art und Umfang der Entwässerungseinrichtung bestimmt die 

Stadt. 
 
(3) Zur Entwässerungseinrichtung gehören auch die im öffentlichen 

Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse. 
 
 

§ 2 
Grundstücksbegriff, Verpflichtete 

 
(1) 1Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zusam-

menhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende Grund-
eigentum desselben Eigentümers, das eine selbstständige wirt-
schaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grund-

stücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuch-
rechts handelt. 2Soweit rechtlich verbindliche planerische Vorga-
ben vorhanden sind, sind sie zu berücksichtigen.  

 
(2) 1Die in dieser Satzung für Grundstückseigentümer erlassenen 

Vorschriften gelten auch für Teileigentümer, Erbbauberechtigte, 
Wohnungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigte, Nießbrau-
cher und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Be-
rechtigte. 2Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt 
und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. 

 
 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinn dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende 
Bedeutung: 
 
1. Abwasser 
 

ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder 
sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte Wasser 
und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser 
(Schmutzwasser) sowie das von Niederschlägen aus dem Be-
reich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abflie-
ßende Wasser (Niederschlagswasser). 

 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in land-
wirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser (einschließlich 
Jauche und Gülle), das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht 
zu werden; nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das 
häusliche Abwasser. 

 
2. Kanäle 
 

sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regenwas-
serkanäle einschließlich der Sonderbauwerke wie z.B. Schächte, 
Regenbecken, Pumpwerke, Regenüberläufe. 

 
3. Schmutzwasserkanäle 
 

dienen ausschließlich der Aufnahme und Ableitung von 
Schmutzwasser. 
 
4. Mischwasserkanäle 
 

sind zur Aufnahme und Ableitung von Niederschlags- und 
Schmutzwasser bestimmt. 

 
5. Regenwasserkanäle 
 

dienen ausschließlich der Aufnahme und Ableitung von Nieder-
schlagswasser. 

 
6. Sammelkläranlage 
 

ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten 
Abwassers einschließlich der Ableitung zum Gewässer. 

 
7. Grundstücksanschlüsse  
 

sind 
 

- bei Freispiegelkanälen: 
die Leitungen vom Kanal bis zum Kontrollschacht. Ist 
entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 EWS kein Kontrollschacht 
vorhanden, endet der Grundstücksanschluss an der 
Grenze privater Grundstücke zum öffentlichen Stra-
ßengrund. 

 
- bei Druckentwässerung: 

die Leitungen vom Kanal bis zum Abwassersammel-
schacht. 

 
- bei Unterdruckentwässerung: 

die Leitungen vom Kanal bis einschließlich des Haus-
anschlussschachts. 
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8. Grundstücksentwässerungsanlagen 
 

sind 
 

- bei Freispiegelkanälen: 
 

die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung 
des Abwassersdienen, bis einschließlich des Kontroll-
schachts. Hierzu zählt auch die im Bedarfsfall erforderliche 
Hebeanlage zur ordnungsgemäßen Entwässerung  
eines Grundstücks (§ 9 Abs. 4).  
Ist entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 EWS kein Kontrollschacht 
vorhanden, endet die Grundstücksentwässerungsanlage an 
der Grenze privater Grundstücke zum öffentlichen Straßen-
grund. 

 
- bei Druckentwässerung: 

 
die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung 
des Abwassers dienen, bis einschließlich des Abwasser-
sammelschachts. 

 
- bei Unterdruckentwässerung: 

 
die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung 
des Abwassers dienen, bis zum Hausanschlussschacht. 

 
9. Kontrollschacht 
 

ist ein Übergabeschacht, der zur Kontrolle und Wartung der Anla-
ge dient. 

 
10. Abwassersammelschacht (bei Druckentwässerung) 
 

ist ein Schachtbauwerk mit Pumpen- und Steuerungsanlage. 
 
11. Hausanschlussschacht (bei Unterdruckentwässerung) 
 

ist ein Schachtbauwerk mit einem als Vorlagebehälter dienenden 
Stauraum sowie einer Absaugventileinheit. 

 
12. Messschacht 
 

ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses oder 
die Entnahme von Abwasserproben. 

 
13. Abwasserbehandlungsanlage 
 

ist eine Einrichtung, die dazu dient, die Schädlichkeit des Abwas-
sers vor Einleitung in den Kanal zu vermindern oder zu beseiti-
gen. Hierzu zählen insbesondere Kleinkläranlagen zur Reinigung 
häuslichen Abwassers sowie Anlagen zur (Vor-)Behandlung ge-
werblichen oder industriellen Abwassers. 

 
14. Fachlich geeigneter Unternehmer 
 

ist ein Unternehmer, der geeignet ist, Arbeiten an Grundstück-
sentwässerungsanlagen fachkundig auszuführen. Voraussetzun-
gen für die fachliche Eignung sind insbesondere 

 
- die ausreichende berufliche Qualifikation und Fachkunde der 

verantwortlichen technischen Leitung, 
 

- die Sachkunde des eingesetzten Personals und dessen 
nachweisliche Qualifikation für die jeweiligen Arbeiten an 
Grundstücksentwässerungsanlagen, 

 
- die Verfügbarkeit der benötigten Werkzeuge, Maschinen und 

Geräte, 
 

- die Verfügbarkeit und Kenntnis der entsprechenden Normen 
und Vorschriften, 

 
- eine interne Qualitätssicherung (Weiterbildung, Kontrollen 

und Dokumentation). 
 

 
§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) 1Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grund-

stück nach Maßgabe dieser Satzung an die Entwässerungsein-
richtung angeschlossen wird. 2Er ist berechtigt, nach Maßgabe 
der §§ 14 bis 17 das anfallende Abwasser in die Entwässerungs-
einrichtung einzuleiten. 

 
(2) 1Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf 

solche Grundstücke, die durch einen Kanal erschlossen sind. 
2Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet weiter gehender 
bundes- und landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, 
dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle geändert 
werden. 3Welche Grundstücke durch einen Kanal erschlossen 
werden, bestimmt die Stadt. 

 
(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, 
 

1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht oh-
ne Weiteres von der Entwässerungseinrichtung übernom-
men werden kann und besser von demjenigen behandelt 
wird, bei dem es anfällt oder 

 
2. solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder 

wegen des unverhältnismäßig hohen Aufwands nicht mög-
lich ist. 

 
(4) Die Stadt kann den Anschluss und die Benutzung versagen, 

wenn die gesonderte Behandlung des Abwassers wegen der 
Siedlungsstruktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt. 

 
 

 
§ 5 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) 1Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, bebaute 

Grundstücke an die Entwässerungseinrichtung anzuschließen 
(Anschlusszwang). 2Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der 
Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. 

 
(2) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, auch 

unbebaute Grundstücke an die Entwässerungseinrichtung anzu-
schließen, wenn Abwasser anfällt. 

 
(3) Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, 

bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, dauernd oder vo-
rübergehend vorhanden sind. 

 
(4) 1Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Abwas-

sereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur Folge haben, 
muss der Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus 
hergestellt sein. 2In allen anderen Fällen ist der Anschluss nach 
schriftlicher Aufforderung durch die Stadt innerhalb der von ihr 
gesetzten Frist herzustellen. 

 
(5) 1Auf Grundstücken, die an die Entwässerungseinrichtung ange-

schlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrechts alles Ab-
wasser in die Entwässerungseinrichtung einzuleiten (Benut-
zungszwang). 2Verpflichtet sind der Grundstückseigentümer und 
alle Benutzer der Grundstücke. 3Sie haben auf Verlangen der 
Stadt die dafür erforderliche Überwachung zu dulden. 

 
(6) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt nicht für Nieder-

schlagswasser, soweit dessen Versickerung oder anderweitige 
Beseitigung ordnungsgemäß möglich ist.  

 
 

§ 6 
Befreiung von Anschluss- oder Benutzungszwang 

 
(1) 1Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird 

auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder 
die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksich-
tigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. 
2Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich 
bei der Stadt einzureichen. 

 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und 

Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
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§ 7 
Sondervereinbarungen 

 
(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss oder zur 

Benutzung berechtigt oder verpflichtet, kann die Stadt durch Ver-
einbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 

 
(2) 1Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen 

dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung entspre-
chend. 2Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung abwei-
chendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist. 

 
 

§ 8 
Grundstücksanschluss 

 
(1) 1Der Grundstücksanschluss wird von der Stadt hergestellt, ver-

bessert, erneuert, geändert und unterhalten sowie stillgelegt und 
beseitigt. 2Die Stadt kann, soweit der Grundstücksanschluss nicht 
nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungseinrichtung ist, auf 
Antrag zulassen oder von Amts wegen anordnen, dass der 
Grundstückseigentümer den Grundstücksanschluss ganz oder 
teilweise herstellt, verbessert, erneuert, ändert und unterhält so-
wie stilllegt und beseitigt; § 9 Abs. 2 und 6 sowie §§ 10 bis 12 gel-
ten entsprechend. 

 
(2) 1Die Stadt bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der 

Grundstücksanschlüsse. 2Sie bestimmt auch, wo und an welchen 
Kanal anzuschließen ist. 3Begründete Wünsche des Grundstück-
seigentümers werden dabei nach Möglichkeit berücksichtigt. 2Soll 
auf Verlangen des Grundstückseigentümers ein zusätzlicher 
Grundstücks(teil)anschluss im öffentlichen Straßengrund herge-
stellt werden, kann die Stadt verlangen, dass die näheren Einzel-
heiten einschließlich der Kostentragung vorher in einer gesonder-
ten Vereinbarung geregelt werden. 

 
(3) Jeder Grundstückseigentümer, dessen Grundstück an die Ent-

wässerungseinrichtung angeschlossen oder anzuschließen ist, 
muss die Verlegung von Grundstücksanschlüssen, den Einbau 
von Schächten, Schiebern, Messeinrichtungen und dergleichen 
und von Sonderbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von 
Hinweisschildern dulden, soweit diese Maßnahmen für die ord-
nungsgemäße Beseitigung des auf seinem Grundstück anfallen-
den Abwassers erforderlich sind. 

 
 
§ 9 

Grundstücksentwässerungsanlage 
 
(1) 1Jedes Grundstück, das an die Entwässerungseinrichtung ange-

schlossen wird, ist vorher vom Grundstückseigentümer mit einer 
Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen. 2Wird das 
Schmutzwasser über die Entwässerungseinrichtung abgeleitet, 
aber keiner Sammelkläranlage zugeführt, ist die Grundstücksent-
wässerungsanlage mit einer Abwasserbehandlungsanlage aus-
zustatten. 

 
(2) 1Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Abwasserbe-

handlungsanlage im Sinn des Abs. 1 Satz 2 sind nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, 
zu verbessern, zu erneuern, zu ändern, zu unterhalten, stillzule-
gen oder zu beseitigen. 2Für die Reinigungsleistung der Abwas-
serbehandlungsanlage im Sinn des Abs. 1 Satz 2 ist darüber hin-
aus der Stand der Technik maßgeblich. 

 
(3) 1Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontroll-

schacht zu errichten. 2Die Stadt kann verlangen, dass anstelle 
oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen 
ist. 3Bei Druckentwässerung oder Unterdruckentwässerung gelten 
Sätze 1 und 2 nicht, wenn die Kontrolle und Wartung der Grund-
stücksentwässerungsanlage über den Abwassersammelschacht 
oder den Hausanschlussschacht durchgeführt werden kann. 

(4) Besteht zum Kanal kein ausreichendes Gefälle, kann die Stadt 
vom Grundstückseigentümer den Einbau und den Betrieb einer 
Hebeanlage zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn 
ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung des Ab-
wassers bei einer den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
entsprechenden Planung und Ausführung des Kanalsystems für 
die Stadt nicht möglich oder nicht wirtschaftlich ist. 

 
(5) Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Entwässerungsein-

richtung hat sich jeder Anschlussnehmer selbst zu schützen. 
 
(6) 1Die Grundstücksentwässerungsanlage sowie Arbeiten daran 

dürfen nur durch fachlich geeignete Unternehmer ausgeführt 
werden. 2Die Stadt kann den Nachweis der fachlichen Eignung 
verlangen. 

 
 

§ 10 
Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1) 1Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder 

geändert wird, sind der Stadt folgende Unterlagen in doppelter 
Fertigung einzureichen: 

 
a) Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab 

1:1.000, 
 

b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus denen 
der Verlauf der Leitungen und im Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 
die Abwasserbehandlungsanlage ersichtlich sind, 
 

c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässe-
rungsgegenstände im Maßstab 1:100, bezogen auf Normal-
Null (NN), aus denen insbesondere die Gelände- und Kanal-
sohlenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhöhen, Quer-
schnitte und Gefälle der Kanäle, Schächte, höchste Grund-
wasseroberfläche zu ersehen sind, 
 

d) wenn Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das 
in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser ab-
weicht, zugeführt wird, ferner Angaben über 
 

- Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf dem 
Grundstück, wenn deren Abwasser miterfasst werden soll, 

 
- Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials, der 

Erzeugnisse, 
 
- die Abwasser erzeugenden Betriebsvorgänge, 
 
- Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten 

Abwassers, 
 
- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung des 

Abwassers (Kühlung, Reinigung, Neutralisation, Dekontaminie-
rung) mit Bemessungsnachweisen. 

 
2Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasser-
wirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreislauf, Ab-
fluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten Ein-
richtungen. 

 
3Die Pläne müssen den bei der Stadt aufliegenden Planmustern 
entsprechen. 4Alle Unterlagen sind vom Grundstückseigentümer 
und dem Planfertiger zu unterschreiben. Die Stadt kann erforder-
lichenfalls weitere Unterlagen anfordern. 

 
(2) 1Die Stadt prüft, ob die geplante Grundstücksentwässerungsan-

lage den Bestimmungen dieser Satzung entspricht. 2Ist das der 
Fall, erteilt die Stadt schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine Fer-
tigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zu-
rück; die Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen er-
teilt werden. 3Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Stadt nicht 
innerhalb von drei Monaten nach Zugang der vollständigen Plan-
unterlagen ihre Zustimmung schriftlich verweigert. 4Entspricht die 
Grundstücksentwässerungsanlage nicht den Bestimmungen die-
ser Satzung, setzt die Stadt dem Grundstückseigentümer unter 
Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung und 
erneuten Einreichung der geänderten Unterlagen bei der Stadt; 
Satz 3 gilt entsprechend. 

 
(3) 1Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässe-

rungsanlage darf erst begonnen werden, wenn die Zustimmung 
nach Abs. 2 erteilt worden ist oder als erteilt gilt. 2Eine Genehmi-
gungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach straßen-, bau- 
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und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustim-
mung unberührt. 

 
(4) Von den Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 kann die Stadt Ausnah-

men zulassen. 
 
 

§ 11 
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1) 1Der Grundstückseigentümer hat der Stadt den Beginn des Her-

stellens, des Änderns, des Ausführens größerer Unterhaltungsar-
beiten oder des Beseitigens spätestens drei Tage vorher schrift-
lich anzuzeigen und gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. 
2Muss wegen Gefahr im Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen 
werden, ist der Beginn innerhalb von 24 Stunden schriftlich anzu-
zeigen. 

 
(2) 1Die Stadt ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. 2Der Grund-

stückseigentümer hat zu allen Überprüfungen Arbeitskräfte, Gerä-
te und Werkstoffe bereitzustellen. 

(3) 1Der Grundstückseigentümer hat die Grundstücksentwässe-
rungsanlage vor Verdeckung der Leitungen auf satzungsgemäße 
Errichtung und vor ihrer Inbetriebnahme auf Mängelfreiheit durch 
einen nicht an der Bauausführung beteiligten fachlich geeigneten 
Unternehmer prüfen und das Ergebnis durch diesen bestätigen 
zu lassen. 2Dies gilt nicht, soweit die Stadt die Prüfungen selbst 
vornimmt; sie hat dies vorher anzukündigen. 3Abs. 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. 4Werden die Leitungen vor Durchführung der Prü-
fung auf satzungsgemäße Errichtung der Grundstücksentwässe-
rungsanlage verdeckt, sind sie auf Anordnung der Stadt freizule-
gen. 

 
(4) 1Soweit die Stadt die Prüfungen nicht selbst vornimmt, hat der 

Grundstückseigentümer der Stadt die Bestätigungen nach Abs. 3 
vor Verdeckung der Leitungen und vor Inbetriebnahme der 
Grundstücksentwässerungsanlage unaufgefordert vorzulegen. 
2Die Stadt kann die Verdeckung der Leitungen oder die Inbetrieb-
nahme der Grundstücksentwässerungsanlage innerhalb eines 
Monats nach Vorlage der Bestätigungen oder unverzüglich nach 
Prüfung durch die Stadt schriftlich untersagen. 3In diesem Fall 
setzt die Stadt dem Grundstückseigentümer unter Angabe der 
Gründe für die Untersagung eine angemessene Nachfrist für die 
Beseitigung der Mängel; Sätze 1 und 2 sowie Abs. 3 gelten ent-
sprechend. 

 
(5) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 2, die Bestätigungen des fachlich 

geeigneten Unternehmers oder die Prüfung durch die Stadt be-
freien den Grundstückseigentümer, den ausführenden oder prü-
fenden Unternehmer sowie den Planfertiger nicht von der Ver-
antwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und 
Ausführung der Anlage. 

 
(6) Liegt im Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 die Bestätigung eines privaten 

Sachverständigen der Wasserwirtschaft über die ordnungsgemä-
ße Errichtung der Abwasserbehandlungsanlage gemäß den 
Richtlinien für Zuwendungen für Kleinkläranlagen vor, ersetzt die-
se in ihrem Umfange die Prüfung und Bestätigung nach Abs. 3 
und Abs. 4. 

 
§ 12 

Überwachung 
 
(1) 1Der Grundstückseigentümer hat die von ihm zu unterhaltenden 

Grundstücksanschlüsse, Messschächte und Grundstücksentwäs-
serungsanlagen, die an Misch- oder Schmutzwasserkanäle ange-
schlossen sind, in Abständen von jeweils 20 Jahren ab Inbetrieb-
nahme auf eigene Kosten durch einen fachlich geeigneten Unter-
nehmer auf Mängelfreiheit prüfen und das Ergebnis durch diesen 
bestätigen zu lassen. 2Für Anlagen in Wasserschutzgebieten gel-
ten kürzere Abstände entsprechend den bleiben die Festlegun-
gen in der jeweiligen Schutzgebietsverordnung; ist dort nichts ge-
regelt, ist die Dichtheit wiederkehrend alle fünf Jahre durch Sicht-
prüfung und alle zehn Jahre durch Druckprobe oder ein anderes 
gleichwertiges Verfahren nachzuweisen. 3Festgestellte Mängel 
hat der Grundstückseigentümer unverzüglich beseitigen zu las-
sen. 4Bei erheblichen Mängeln ist innerhalb von sechs Monaten 
nach Ausstellung der Bestätigung eine Nachprüfung durchzufüh-
ren. 5Die Stadt kann verlangen, dass die Bestätigung über die 

Mängelfreiheit und über die Nachprüfung bei festgestellten Män-
geln vorgelegt werden.  

 
(2) Für nach § 9 Abs. 1 Satz 2 erforderliche Abwasserbehandlungs-

anlagen gelten die einschlägigen wasserrechtlichen Bestimmun-
gen, insbesondere Art. 60 Abs. 1 und 2 BayWG für Kleinkläranla-
gen.  

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat Störungen und Schäden an den 

Grundstücksanschlüssen, Messschächten, Grundstücksentwäs-
serungsanlagen, Überwachungseinrichtungen und Abwasserbe-
handlungsanlagen unverzüglich der Stadt anzuzeigen. 

 
(4) 1Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in 

seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser abweicht, 
der Entwässerungseinrichtung zugeführt, kann die Stadt den Ein-
bau und den Betrieb von Überwachungseinrichtungen verlangen. 
2Hierauf wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung eine 
wasserrechtliche Genehmigung der Kreisverwaltungsbehörde 
vorliegt und die Ergebnisse der wasserrechtlich vorgeschriebenen 
Eigen- oder Selbstüberwachung der Stadt vorgelegt werden. 

 
(5) 1Unbeschadet der Abs. 1 bis 4 ist die Stadt befugt, die Grund-

stücksentwässerungsanlagen jederzeit zu überprüfen, Abwasser-
proben zu entnehmen sowie Messungen und Untersuchungen 
durchzuführen. 2Dasselbe gilt für die Grundstücksanschlüsse und 
Messschächte, wenn sie die Stadt nicht selbst unterhält. 3Die 
Stadt kann jederzeit verlangen, dass die vom Grundstückseigen-
tümer zu unterhaltenden Anlagen in einen Zustand gebracht wer-
den, der Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der 
Entwässerungseinrichtung und Gewässerverunreinigungen aus-
schließt. 4Führt die Stadt aufgrund der Sätze 1 oder 2 eine Über-
prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, der Mess-
schächte oder der vom Grundstückseigentümer zu unterhalten-
den Grundstücksanschlüsse auf Mängelfreiheit durch, beginnt die 
Frist nach Abs. 1 Satz 1 mit Abschluss der Prüfung durch die 
Stadt neu zu laufen. 

 
(6) Die Verpflichtungen nach den Abs. 1 bis 5 gelten auch für den 

Benutzer des Grundstücks. 
 
 

§ 13 
Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück 

 
Sobald ein Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlos-
sen ist, sind nicht der Ableitung zur Entwässerungseinrichtung dienen-
de Grundstücksentwässerungsanlagen sowie dazugehörige Abwas-
serbehandlungsanlagen in dem Umfang außer Betrieb zu setzen, in 
dem das Grundstück über die Entwässerungseinrichtung entsorgt wird. 
§ 9 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 
 
 

§ 14 
Einleiten in die Kanäle 

 
(1) 1In Schmutzwasserkanäle darf nur Schmutzwasser, in Regen-

wasserkanäle nur Niederschlagswasser eingeleitet werden. 2In 
Mischwasserkanäle darf sowohl Schmutz- als auch Nieder-
schlagswasser eingeleitet werden. 

 
(2) Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle eingeleitet werden darf, 

bestimmt die Stadt. 
 

 
§ 15 

Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen 
 
(1) In die Entwässerungseinrichtung dürfen Stoffe nicht eingeleitet 

oder eingebracht werden, die 
- die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Ge-

sundheit beeinträchtigen, 
 

- die Entwässerungseinrichtung oder die angeschlossenen 
Grundstücke gefährden oder beschädigen, 

 
- den Betrieb der Entwässerungseinrichtung erschweren, be-

hindern oder beeinträchtigen, 
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- die landwirtschaftliche oder gärtnerische Verwertung des 
Klärschlamms erschweren oder verhindern oder 

 
- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Ge-

wässer, auswirken. 
 
(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für 
 

1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin oder 
Öl, 

2. infektiöse Stoffe, Medikamente, 
3. radioaktive Stoffe, 
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des 

Abwassers in der Sammelkläranlage oder des Gewässers 
führen, Lösemittel, 

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdünstun-
gen, Gase oder Dämpfe verbreiten können, 

6. Grund- und Quellwasser, sowie Drainwasser 
7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, 

Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, Kunstharze, Teer, Pappe, 
Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Treber, Hefe, flüssige 
Stoffe, die erhärten, 

8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gül-
le, Abwasser aus Dunggruben und Tierhaltungen, Silage-
gärsaft, Blut aus Schlächtereien, Molke, 

9. Absetzgut, Räumgut, Schlämme oder Suspensionen aus 
Abwasserbehandlungsanlagen und Abortgruben unbescha-
det gemeindlicher Regelungen zur Beseitigung der Fäkal-
schlämme, 

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer Gif-
tigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder einer 
krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverän-
dernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind wie 
Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, 
polycyclische Aromaten, Phenole. 

 
Ausgenommen sind 

 
- unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in 

der Art und in der Menge, wie sie auch im Abwasser 
aus Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind; 

 
- Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehand-

lungsanlage zurückgehalten werden können und deren 
Einleitung die Stadt in den Einleitungsbedingungen 
nach Absatz 3 oder 4 zugelassen hat; 

 
- Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach § 58 des 

Wasserhaushaltsgesetzes eingeleitet werden dürfen. 
 
11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben, 

 
- von dem zu erwarten ist, dass es auch nach der Behandlung 

in der Sammelkläranlage nicht den Mindestanforderungen 
nach § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes entsprechen wird, 

 
- das wärmer als + 35 °C ist, 

 
- das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 

aufweist, 
 

- das aufschwimmende Öle und Fette enthält, 
 

- das als Kühlwasser benutzt worden ist. 
 

12. nicht neutralisiertes Kondensat aus ölbefeuerten Brennwert-
Heizkesseln; das gilt nicht für Ölbrennwertkessel bis 200 
kW, die mit schwefelarmem Heizöl EL betrieben werden, 

 
13. nicht neutralisiertes Kondensat aus gasbefeuerten Brenn-

wert-Heizkesseln mit einer Nennwertleistung über 200 kW. 
 
(3) Die Einleitungsbedingungen nach Abs. 2 Nr. 10 Satz 2 zweiter 

Spiegelstrich werden gegenüber den einzelnen Anschlusspflichti-
gen oder im Rahmen einer Sondervereinbarung festgelegt. 

 
(4) Über Abs. 3 hinaus kann die Stadt in Einleitungsbedingungen 

auch die Einleitung von Abwasser besonderer Art und Menge 
ausschließen oder von besonderen Voraussetzungen abhängig 

machen, soweit dies zum Schutz des Betriebspersonals, der 
Entwässerungseinrichtung oder zur Erfüllung der für den Betrieb 
der Entwässerungseinrichtung geltenden Vorschriften, insbeson-
dere der Bedingungen und Auflagen des der Stadt erteilten was-
serrechtlichen Bescheids, erforderlich ist. 

 
(5) 1Die Stadt kann die Einleitungsbedingungen nach Absatz 3 und 4 

neu festlegen, wenn die Einleitung von Abwasser in die Entwäs-
serungseinrichtung nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge 
wesentlich geändert wird oder wenn sich die für den Betrieb der 
Entwässerungseinrichtung geltenden Gesetze oder Bescheide 
ändern. 2Die Stadt kann Fristen festlegen, innerhalb derer die zur 
Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnah-
men durchgeführt werden müssen. 

 
(6) 1Die Stadt kann die Einleitung von Stoffen im Sinn der Abs. 1 und 

2 zulassen, wenn der Verpflichtete Vorkehrungen trifft, durch die 
die Stoffe ihre gefährdende oder schädigende Wirkung verlieren 
oder der Betrieb der Entwässerungseinrichtung nicht erschwert 
wird. 2In diesem Fall hat er der Stadt eine Beschreibung mit Plä-
nen in doppelter Fertigung vorzulegen. 

 
(7) Leitet der Grundstückseigentümer Kondensat aus ölbefeuerten 

Brennwert-Heizkesseln oder aus gasbefeuerten Brennwert-
Heizkesseln mit einer Nennwertleistung über 200 kW in die Ent-
wässerungseinrichtung ein, ist er verpflichtet, das Kondensat zu 
neutralisieren und der Stadt über die Funktionsfähigkeit der Neut-
ralisationsanlage jährlich eine Bescheinigung eines Betriebes 
nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Schornsteinfeger- Handwerksgesetz oder 
eines geeigneten Fachbetriebs vorzulegen. 

 
(8) Besondere Vereinbarungen zwischen der Stadt und einem Ver-

pflichteten, die das Einleiten von Stoffen im Sinn des Abs. 1 durch 
entsprechende Vorkehrungen an der Entwässerungseinrichtung 
ermöglichen, bleiben vorbehalten. 

 
(9) Wenn Stoffe im Sinn des Abs. 1 in eine Grundstücksentwässe-

rungsanlage oder in die Entwässerungseinrichtung gelangen, ist 
dies der Stadt sofort anzuzeigen. 

 
 

§ 16 
Abscheider 

 
1Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten (z.B. Benzin, Öle oder 
Fette) mitabgeschwemmt werden können, ist das Abwasser über in die 
Grundstücksentwässerungsanlage eingebaute Leichtflüssigkeits- bzw. 
Fettabscheider abzuleiten. 2Die Abscheider sind nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik zu errichten, zu betreiben und regel-
mäßig zu warten. 3Die Stadt kann den Nachweis der ordnungsgemä-
ßen Eigenkontrolle, Wartung, Entleerung und Generalinspektion ver-
langen. 4Das Abscheidegut ist schadlos zu entsorgen. 
 

 
§ 17 

Untersuchung des Abwassers 
 
(1) 1Die Stadt kann über die Art und Menge des eingeleiteten oder 

einzuleitenden Abwassers Aufschluss verlangen. 2Bevor erstmals 
Abwasser eingeleitet oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten 
Abwassers geändert werden, ist der Stadt auf Verlangen nach-
zuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter das 
Verbot des § 15 fallen. 

 
(2) 1Die Stadt kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch perio-

disch, untersuchen lassen. 2Auf die Überwachung wird in der Re-
gel verzichtet, soweit für die Einleitung in die Sammelkanalisation 
eine wasserrechtliche Genehmigung der Kreisverwaltungsbehör-
de vorliegt, die dafür vorgeschriebenen Untersuchungen aus der 
Eigen- oder Selbstüberwachung ordnungsgemäß durchgeführt 
und die Ergebnisse der Stadt vorgelegt werden. 3Die Stadt kann 
verlangen, dass die nach § 12 Abs. 4 eingebauten Überwa-
chungseinrichtungen ordnungsgemäß betrieben und die Messer-
gebnisse vorgelegt werden. 
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§ 18 
Haftung 

 
(1) 1Die Stadt haftet unbeschadet Abs. 2 nicht für Schäden, die auf 

solchen Betriebsstörungen beruhen, die sich auch bei ordnungs-
gemäßer Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwässe-
rungseinrichtung nicht vermeiden lassen. 2Satz 1 gilt insbesonde-
re auch für Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen werden. 

 
(2) Die Stadt haftet für Schäden, die sich aus der Benutzung der 

Entwässerungseinrichtung ergeben, nur dann, wenn einer Per-
son, deren sich die Stadt zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen be-
dient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer und der Benutzer haben für die 

ordnungsgemäße Benutzung der Entwässerungseinrichtung ein-
schließlich des Grundstücksanschlusses zu sorgen. 

 
(4) 1Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sondervereinba-

rung zuwiderhandelt, haftet der Stadt für alle ihr dadurch entste-
henden Schäden und Nachteile. 2Dasselbe gilt für Schäden und 
Nachteile, die durch den mangelhaften Zustand der Grundstück-
sentwässerungsanlage oder des Grundstücksanschlusses verur-
sacht werden, soweit dieser nach § 8 vom Grundstückseigentü-
mer herzustellen, zu verbessern, zu erneuern, zu ändern und zu 
unterhalten sowie stillzulegen und zu beseitigen ist. 3Mehrere 
Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 

 
 

§ 19 
Grundstücksbenutzung 

 
(1) 1Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen 

von Leitungen einschließlich Zubehör zur Ableitung von Abwas-
ser über sein im Einrichtungsgebiet liegendes Grundstück sowie 
sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und 
soweit diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung 
erforderlich sind. 2Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die 
Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzuschließen 
sind, die vom Eigentümer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit 
einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen 
Grundstück genutzt werden oder für die die Möglichkeit der örtli-
chen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. 3Die 
Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstü-
cke den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang 

der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstücks zu be-
nachrichtigen. 

 
(3) 1Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Anlagen 

verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr 
zumutbar sind. 2Die Kosten der Verlegung hat die Stadt zu tra-
gen, soweit die Einrichtung nicht ausschließlich der Entsorgung 
des Grundstücks dient.  

 
(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und 

Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststel-
lung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrs-
flächen bestimmt sind. 
 

§ 20 
Betretungsrecht 

 
(1) 1Der Grundstückseigentümer und der Benutzer des Grundstücks 

haben zu dulden, dass zur Überwachung ihrer satzungsmäßigen 
und gesetzlichen Pflichten die mit dem Vollzug dieser Satzung 
beauftragten Personen der Stadt zu angemessener Tageszeit 
Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnungen und 
Wohnräume im erforderlichen Umfang betreten; auf Verlangen 
haben sich diese Personen auszuweisen. 2Ihnen ist ungehindert 
Zugang zu allen Anlagenteilen zu gewähren und sind die notwen-
digen Auskünfte zu erteilen. 3Der Grundstückseigentümer und der 
Benutzer des Grundstücks werden nach Möglichkeit vorher ver-
ständigt; das gilt nicht für Probenahmen und Abwassermessun-
gen. 

 
(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Betretungs- und 

Überwachungsrechte bleiben unberührt. 

 
 

§ 21 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung kann mit Geld-

buße belegt werden, wer vorsätzlich 
 

a. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, Abs. 4 Sätze 1 und 
3, § 12 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3, § 15 Abs. 9, § 17 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Sätze 2 und 3 sowie § 20 
Abs. 1 Satz 2 festgelegten oder hierauf gestützten An-
zeige-, Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlagepflichten 
verletzt, 

 
b. entgegen § 10 Abs. 3 Satz 1 vor Zustimmung der Stadt 

mit der Herstellung oder Änderung der Grundstück-
sentwässerungsanlage beginnt, 

 
c. entgegen § 11 Abs. 3 Satz 1, § 12 Abs. 1 Satz 1 eine 

unrichtige Bestätigung ausstellt oder entgegen § 11 
Abs. 4 Satz 1, § 12 Abs. 1 Satz 2 vorlegt, 

 
d. entgegen § 11 Abs. 3, Abs. 4 Sätze 1 und 3 vor Prü-

fung der Grundstücksentwässerungsanlage durch ei-
nen fachlich geeigneten Unternehmer oder vor Vorlage 
von dessen Bestätigung oder vor Prüfung durch die 
Stadt die Leitungen verdeckt oder einer Untersagung 
der Stadt nach § 11 Abs. 4 Satz 2 zuwiderhandelt, 

 
e. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 die Grundstücksentwässe-

rungsanlagen nicht innerhalb der vorgegebenen Fristen 
überprüfen lässt, 

 
f. entgegen den Vorschriften der §§ 14 und 15 Abwasser 

oder sonstige Stoffe in die Entwässerungseinrichtung 
einleitet oder einbringt, 

 
g. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 2 den mit dem Vollzug die-

ser Satzung beauftragten Personen der Stadt nicht un-
gehindert Zugang zu allen Anlagenteilen gewährt. 

 
(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ordnungswidrig-

keitentatbestände bleiben unberührt. 
 
 

§ 22 
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel 

 
(1) Die Stadt kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehen-

den Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 
 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen 

Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die Vor-
schriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes. 

 
 

§ 23 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 05. November 2020 (Kreisam-

tsblatt Nr.27/2020 vom 19. November 2020) außer Kraft. 
 
 
Kirchenlamitz, den 07.11.2024 
 

gez. Büttner; Erster Bürgermeister 
Stadt Kirchenlamitz 
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Nr. 170 
 
Stadt Kirchenlamitz 
 

Satzung für die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung der Stadt 
Kirchenlamitz (Wasserabgabesatzung –WAS-) 

 
vom 

 
07.11.2024 

 
 
Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 bis 4 der 
Gemeindeordnung (GO) erlässt die Stadt Kirchenlamitz folgende 
Satzung: 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) Die Stadt Kirchenlamitz betreibt eine öffentliche Einrichtung zur 

Wasserversorgung für das Gebiet der Stadt Kirchenlamitz ohne 
die Ortsteile Reicholdsgrün, Fichtenhammer, Dörflas, 
Schnepfenmühle, Mittelschieda, Unterschieda, Baumgarten, En-
tenlohe, Wustung bei Schnepfenmühle und Vorsuchhütte. 

 

(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrichtung bestimmt 
die Stadt. 

 

(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung gehören auch die im öffentli-
chen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse, 
soweit nichts Abweichendes vereinbart ist. 

 

§ 2 
Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer 

 

(1) 1Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich zusam-
menhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende 
Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbstständige 
wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere 
Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grund-
buchrechts handelt. 2Rechtlich verbindliche planerische Festle-
gungen sind zu berücksichtigen. 

 

(2) 1Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstückseigentümer 
gelten auch für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nutzung ei-
nes Grundstücks dinglich Berechtigte. 2Von mehreren dinglich 
Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als 
Gesamtschuldner. 

 

 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende 
Bedeutung: 

Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen im Was-
serversorgungsgebiet, von denen 
die Grundstücksanschlüsse abzwei-
gen. 

Grundstücksanschlüsse 
(=Hausanschlüsse) 

sind die Wasserleitungen von der 
Abzweigstelle der Versorgungslei-
tung bis zur Übergabestelle; sie 
beginnen mit der Anschlussvorrich-
tung und enden mit der Hauptab-
sperrvorrichtung. 

Gemeinsame Grundstücks-
anschlüsse  

(verzweigte Hausanschlüs-
se) 

sind Hausanschlüsse, die über 
Privatgrundstücke (z.B. Privatwege) 
verlaufen und mehr als ein Grund-
stück mit der Versorgungsleitung 
verbinden 

Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur Wasserent-
nahme aus der Versorgungsleitung, 
umfassend Anbohrschelle mit inte-
grierter oder zusätzlicher Absperra-
rmatur oder Abzweig mit Absperrar-
matur samt den dazugehörigen 
technischen Einrichtungen. 

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur auf dem Grund-
stück, mit der die gesamte nachfol-
gende Wasserverbrauchsanlage 
einschließlich Wasserzähler abge-
sperrt werden kann. 

Übergabestelle ist das Ende des Grundstücksan-
schlusses hinter der Hauptabsperr-
vorrichtung im Grundstück/Gebäude. 

Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfassung des 
durchgeflossenen Wasservolumens. 
Absperrventile und Wasserzählerbü-
gel sind nicht Bestandteile der Was-
serzähler. 

Anlagen des Grundstücks-
eigentümers 
(=Verbrauchsleitungen) 

sind die Gesamtheit der Anlagenteile 
in Grundstücken oder in Gebäuden 
hinter der Übergabestelle; als solche 
gelten auch Eigengewinnungsanla-
gen, wenn sie sich ganz oder teil-
weise im gleichen Gebäude befin-
den. 

 

 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 

(1)  Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein bebau-
tes, bebaubares, gewerblich genutztes oder gewerblich nutzba-
res Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die Wasser-
versorgungseinrichtung angeschlossen und mit Wasser beliefert 
wird. 

 

(2)  1Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf 
solche Grundstücke, die durch eine Versorgungsleitung er-
schlossen werden. 2Der Grundstückseigentümer kann unbe-
schadet weitergehender bundes- oder landesgesetzlicher Vor-
schriften nicht verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung 
hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geändert 
wird. 3Welche Grundstücke durch die Versorgungsleitung er-
schlossen werden, bestimmt die Stadt. 4Rohwasser- und Fern-
wasserleitungen stellen keine zum Anschluss berechtigenden 
Versorgungsleitungen dar. 

 

(3)  Die Stadt kann den Anschluss eines Grundstücks an eine beste-
hende Versorgungsleitung versagen, wenn die Wasserversor-
gung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen tech-
nischen oder betrieblichen Gründen der Stadt erhebliche Schwie-
rigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen erfordert, es sei 
denn, der Grundstückseigentümer übernimmt die Mehrkosten, die 
mit dem Bau und Betrieb zusammenhängen, und leistet auf Ver-
langen Sicherheit. 

 

(4).1Die Stadt kann ferner das Anschluss- und Benutzungsrecht aus-
schließen oder einschränken, soweit nicht die Bereitstellung von 
Wasser in Trinkwasserqualität erforderlich ist. 2Das gilt auch für 
die Vorhaltung von Löschwasser. 
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§ 5 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 

(1)  1Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, die 
Grundstücke, auf denen Wasser verbraucht wird, an die öffentli-
che Wasserversorgungseinrichtung anzuschließen (Anschluss-
zwang). 2Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss 
rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. 

 

(2)  1Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungs-
einrichtung angeschlossen sind, ist der gesamte Bedarf an Was-
ser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4) ausschließlich aus 
dieser Einrichtung zu decken (Benutzungszwang). 
2Gesammeltes Niederschlagswasser darf ordnungsgemäß für 
Zwecke der Gartenbewässerung, zur Toilettenspülung und zum 
Wäschewaschen verwendet werden, soweit nicht andere 
Rechtsvorschriften entgegenstehen.  3§ 7 Abs. 4 ist entspre-
chend anzuwenden 4Verpflichtet sind die Grundstückseigentü-
mer und alle Benutzer der Grundstücke. 5Sie haben auf Verlan-
gen der Stadt die dafür erforderliche Überwachung zu dulden.  

 

 

§ 6 
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 

 
(1) 1Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird 

auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder 
die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksich-
tigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. 
2Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich 
bei der Stadt einzureichen. 

 

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und 
Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

 

 

§ 7 
Beschränkung der Benutzungspflicht 

 

(1) 1Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf einen be-
stimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf beschränkt, soweit 
das für die öffentliche Wasserversorgung wirtschaftlich zumutbar 
ist und nicht andere Rechtsvorschriften oder Gründe der Volks-
gesundheit entgegenstehen.2Gründe der Volksgesundheit stehen 
einer Beschränkung der Benutzungspflicht insbesondere entge-
gen, wenn für den jeweiligen Verbrauchszweck oder Teilbedarf i. 
S.  von Satz 1 Trinkwasser oder Wasser mit der Beschaffenheit 
von Trinkwasser erforderlich ist und die Versorgung mit solchem 
Wasser nur durch die Benutzung der öffentlichen Wasserversor-
gung gewährleistet wird. 

 

(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. 
 

(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von Industrieunternehmen 
und Weiterverteilern sowie für die Vorhaltung von Löschwasser. 

 

(4) 1Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewin-
nungsanlage hat der Grundstückseigentümer der Stadt Mitteilung 
zu machen; dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem 
Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung weiterbetrieben 
werden soll. 2Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
dass von seiner Eigengewinnungsanlage keine Rückwirkungen in 
das öffentliche Wasserversorgungsnetz möglich sind. 3Bei einer 
Nachspeisung von Trinkwasser aus der öffentlichen Wasserver-
sorgungseinrichtung in eine Eigengewinnungsanlage ist gemäß 
DIN EN 1717 ein freier Auslauf (Luftbrücke) AA oder AB oder AD 
erforderlich. 

 

§ 8 
Sondervereinbarungen 

 

(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss berechtigt 
oder verpflichtet, so kann die Stadt durch Vereinbarung ein be-
sonderes Benutzungsverhältnis begründen. 

 

(2) 1Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen 
dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung entspre-
chend. 2Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung abwei-
chendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist. 

 

 

§ 9 
Grundstücksanschluss 

 

(1) 1Der Grundstücksanschluss wird von der Stadt hergestellt, ange-
schafft, verbessert, unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt 
und beseitigt. 2Er muss zugänglich und vor Beschädigungen ge-
schützt sein.  

 

(2) 1Die Stadt bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der 
Grundstücksanschlüsse sowie deren Änderung. 2Sie bestimmt 
auch, wo und an welche Versorgungsleitung anzuschließen ist. 
3Der Grundstückseigentümer ist vorher zu hören; seine berechtig-
ten Interessen sind nach Möglichkeit zu wahren. 4Soll der Grund-
stücksanschluss auf Wunsch des Grundstückseigentümers nach-
träglich geändert oder soll ein weiterer Grundstücksanschluss 
hergestellt werden, so kann die Stadt verlangen, dass die nähe-
ren Einzelheiten einschließlich der Kostentragung vorher in einer 
gesonderten Vereinbarung geregelt werden. 
 

(3) 1Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Voraussetzungen 
für die sichere Errichtung des Grundstücksanschlusses zu schaf-
fen. 2Die Stadt kann hierzu schriftlich eine angemessene Frist 
setzen. 3Der Grundstückseigentümer darf keine Einwirkungen auf 
den Grundstücksanschluss vornehmen oder vornehmen lassen. 

 

(4) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben jede Be-
schädigung des Grundstücksanschlusses, insbesondere das Un-
dichtwerden von Leitungen sowie sonstige Störungen unverzüg-
lich der Stadt mitzuteilen. 

 

 
§ 10 

Anlage des Grundstückseigentümers 
 

(1) 1Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die ordnungsge-
mäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und Unterhaltung der 
Anlage von der Übergabestelle ab, mit Ausnahme des Wasser-
zählers, zu sorgen. 2Hat er die Anlage oder Teile davon einem 
anderen vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er 
neben dem anderen verpflichtet. 

 

(2) 1Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser 
Satzung und anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestimmun-
gen sowie nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, 
erweitert, geändert und unterhalten werden. 2Anlage und Ver-
brauchseinrichtungen müssen so beschaffen sein, dass Störun-
gen anderer Abnehmer oder der öffentlichen Versorgungseinrich-
tungen sowie Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers 
ausgeschlossen sind. 3Der Anschluss wasserverbrauchender Ein-
richtungen jeglicher Art geschieht auf Gefahr des Grundstücksei-
gentümers. 

 

(3) 1Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befinden, können 
plombiert werden. 2Ebenso können Anlagenteile, die zur Anlage 
des Grundstückseigentümers gehören, unter Plombenverschluss 
genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu gewähr-
leisten. 3Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach 
den Angaben der Stadt zu veranlassen. 
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§ 11 
Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage des Grundstücksei-

gentümers 
 

(1) 1Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers hergestellt oder 
wesentlich geändert wird, sind der Stadt folgende Unterlagen in 
doppelter Fertigung einzureichen: 
a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstücks-

eigentümers und  
ein Lageplan, 

b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errichten soll, 
c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung, 
d) im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Übernahme der 

Mehrkosten.  
2Die einzureichenden Unterlagen haben den bei der Stadt auf-
liegenden Mustern zu entsprechen. 3Alle Unterlagen sind von 
den Bauherren und den Planfertigern zu unterschreiben. 

 

(2) 1Die Stadt prüft, ob die beabsichtigten Anlagen den Bestimmun-
gen dieser Satzung entsprechen. 2Ist das der Fall, so erteilt die 
Stadt schriftlich Ihre Zustimmung und gibt eine Fertigung der ein-
gereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. 3Stimmt 
die Stadt nicht zu, setzt sie dem Bauherrn unter Angabe der 
Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. 4Die geänder-
ten Unterlagen sind sodann erneut einzureichen. 5Die Zustim-
mung und die Überprüfung befreien den Grundstückseigentümer, 
den Bauherrn, den ausführenden Unternehmer und den Planferti-
ger nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und 
fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlagen. 

 

(3) 1Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zustim-
mung der Stadt begonnen werden. 2Eine Genehmigungspflicht 
nach sonstigen, insbesondere nach straßen-, bau- und wasser-
rechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unbe-
rührt. 

 

(4) 1Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen 
dürfen nur durch die Stadt oder durch ein Installationsunterneh-
men erfolgen, das in ein Installateurverzeichnis der Stadt oder ei-
nes anderen Wasserversorgungsunternehmens eingetragen ist. 
2Die Stadt ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwa-
chen. 3Leitungen, die an Eigengewinnungsanlagen angeschlos-
sen sind, dürfen nur mit vorheriger Zustimmung der Stadt ver-
deckt werden; andernfalls sind sie auf Anordnung der Stadt frei-
zulegen. 

 

(5) 1Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebsetzung der Anla-
gen bei der Stadt über das Installationsunternehmen zu beantra-
gen. 2Der Anschluss der Anlage an das Verteilungsnetz und die 
Inbetriebsetzung erfolgen durch die Stadt oder ihre Beauftragten. 

 

(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann die Stadt Aus-
nahmen zulassen. 

 

 

§ 12 
Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentümers 

 

(1) 1Die Stadt ist berechtigt, die Anlage des Grundstückseigentümers 
vor und nach ihrer Inbetriebnahme zu überprüfen. 2Sie hat auf er-
kannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen und kann de-
ren Beseitigung verlangen. 

 

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder 
erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist die Stadt berechtigt, 
den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für 
Leib oder Leben ist sie hierzu verpflichtet. 

 

(3) 1Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage 
sowie durch deren Anschluss an das Verteilungsnetz übernimmt 
die Stadt keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. 2Dies 
gilt nicht, wenn sie bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, 
die eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. 

 

 

§ 13 
Abnehmerpflichten, Haftung 

 

(1) 1Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben den Beauf-
tragten der Stadt, die sich auf Verlangen auszuweisen haben, zu 
angemessener Tageszeit den Zutritt zu allen der Wasserversor-
gung dienenden Einrichtungen zu gestatten, soweit dies zur 
Nachschau der Wasserleitungen, zum Ablesen und Wechseln der 
Wasserzähler zum Erstellen von Grundstücksflächen- und Ge-
schossflächenaufmaßen und zur Prüfung, ob die Vorschriften 
dieser Satzung und die von der Stadt auferlegten Bedingungen 
und Auflagen erfüllt werden, erforderlich ist. 2Zur Überwachung 
der satzungsmäßigen und gesetzlichen Pflichten sind die mit dem 
Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen der Stadt berech-
tigt, zu angemessener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anla-
gen, Einrichtungen, Wohnungen und Wohnräume im erforderli-
chen Umfang zu betreten. 3Der Grundstückseigentümer, ggf. 
auch die Benutzer des Grundstücks, werden davon nach Mög-
lichkeit vorher verständigt.  

 

(2) 1Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind verpflichtet, 
alle für die Prüfung des Zustandes der Anlagen erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. 2Sie haben die Verwendung zusätzlicher 
Verbrauchseinrichtungen vor Inbetriebnahme der Stadt mitzutei-
len, soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung wesentlich 
erhöht. 

 

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haften der Stadt für 
von ihnen verschuldete Schäden, die auf eine Verletzung ihrer 
Pflichten nach dieser Satzung zurückzuführen sind. 

 

 

§ 14 
Grundstücksbenutzung 

 

(1) 1Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen 
von Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und Fortleitung von 
Wasser über sein im Versorgungsgebiet liegendes Grundstück 
sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, 
wenn und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Wasserver-
sorgung erforderlich sind. 2Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, 
die an die Wasserversorgung angeschlossen oder anzuschließen 
sind, die vom Eigentümer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit 
einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen 
Grundstück genutzt werden, oder für die die Möglichkeit der 
Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. 3Die Ver-
pflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke 
den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde. 

 

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang 
der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstücks zu be-
nachrichtigen. 

 

(3) 1Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtun-
gen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht 
mehr zumutbar sind. 2Die Kosten der Verlegung hat die Stadt zu 
tragen, soweit die Einrichtungen nicht ausschließlich der Versor-
gung des Grundstücks dienen. 

 

(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 eingestellt, ist der 
Grundstückseigentümer verpflichtet, nach Wahl der Stadt die Ent-
fernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie noch 5 Jahre un-
entgeltlich zu belassen, sofern dies nicht unzumutbar ist. 
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(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und 
Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststel-
lung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrs-
flächen bestimmt sind. 

 

 

§ 15 
Art und Umfang der Versorgung 

 

(1) 1Die Stadt stellt das Wasser zu dem in der Beitrags- und Gebüh-
rensatzung aufgeführten Entgelt zur Verfügung. 2Sie liefert das 
Wasser als Trinkwasser unter dem Druck und in der Beschaffen-
heit, die in dem betreffenden Abschnitt des Versorgungsgebietes 
üblich sind, entsprechend den jeweils geltenden Rechtsvorschrif-
ten und den anerkannten Regeln der Technik. 

(2) 1Die Stadt ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des 
Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behördlichen Bestim-
mungen sowie der anerkannten Regeln der Technik zu ändern, 
sofern dies aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen zwin-
gend erforderlich ist. 2Die Stadt wird eine dauernde wesentliche 
Änderung den Wasserabnehmern nach Möglichkeit mindestens 
zwei Monate vor der Umstellung schriftlich bekannt geben und die 
Belange der Anschlussnehmer möglichst berücksichtigen. 3Die 
Grundstückseigentümer sind verpflichtet, ihre Anlagen auf eigene 
Kosten den geänderten Verhältnissen anzupassen. 

 

(3) 1Die Stadt stellt das Wasser im Allgemeinen ohne Beschränkung 
zu jeder Tag- und Nachtzeit am Ende des Hausanschlusses zur 
Verfügung. 2Dies gilt nicht, soweit und solange die Stadt durch 
höhere Gewalt, durch Betriebsstörungen, bestehenden oder dro-
henden Wassermangel oder sonstige technische oder wirtschaft-
liche Umstände, deren Beseitigung ihr nicht zumutbar ist, an der 
Wasserversorgung gehindert ist. 3Die Stadt kann die Belieferung 
ablehnen, mengenmäßig und zeitlich beschränken oder unter 
Auflagen und Bedingungen gewähren, soweit das zur Wahrung 
des Anschluss- und Benutzungsrechtes der anderen Berechtigten 
erforderlich ist. 4Die Stadt darf ferner die Lieferung unterbrechen, 
um betriebsnotwendige Arbeiten vorzunehmen. 5Soweit möglich, 
gibt die Stadt Absperrungen der Wasserleitung vorher öffentlich 
bekannt und unterrichtet die Abnehmer über Umfang und voraus-
sichtliche Dauer der Unterbrechung. 

 

(4) 1Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs für die 
angeschlossenen Grundstücke geliefert. 2Die Überleitung von 
Wasser in ein anderes Grundstück bedarf der schriftlichen Zu-
stimmung der Stadt; die Zustimmung wird erteilt, wenn nicht 
überwiegende versorgungswirtschaftliche Gründe entgegenste-
hen. 

 

(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der Wasserlieferung 
und für Änderungen des Druckes oder der Beschaffenheit des 
Wassers, die durch höhere Gewalt, Wassermangel oder sonstige 
technische oder wirtschaftliche Umstände, die die Stadt nicht ab-
wenden kann, oder auf Grund behördlicher Verfügungen veran-
lasst sind, steht dem Grundstückseigentümer kein Anspruch auf 
Minderung verbrauchsunabhängiger Gebühren zu. 

 

 

§ 16 
Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung für Feuerlösch-

zwecke 
 

(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschanschlüsse 
eingerichtet werden, so sind über die näheren Einzelheiten ein-
schließlich der Kostentragung besondere Vereinbarungen zwi-
schen dem Grundstückseigentümer und der Stadt zu treffen. 

 

(2) 1Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Wasserzählern 
ausgerüstet. 2Sie müssen auch für die Feuerwehr benutzbar sein. 

 

(3) 1Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind die 
Anordnungen der Stadt, der Polizei und der Feuerwehr zu befol-

gen; insbesondere haben die Wasserabnehmer ihre Leitungen 
und ihre Eigenanlagen auf Verlangen zum Feuerlöschen zur Ver-
fügung zu stellen. 2Ohne zwingenden Grund dürfen sie in diesen 
Fällen kein Wasser entnehmen. 

(4) 1Bei Feuergefahr hat die Stadt das Recht, Versorgungsleitungen 
und Grundstücksanschlüsse vorübergehend abzusperren. 2Dem 
von der Absperrung betroffenen Wasserabnehmer steht hierfür 
kein Entschädigungsanspruch zu. 

 

 

§ 17 
Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke, Wasserabgabe aus 

öffentlichen Entnahmestellen 
 

(1) 1Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser oder zu 
sonstigen vor übergehenden Zwecken ist rechtzeitig bei der Stadt 
zu beantragen. 
2Muss das Wasser von einem anderen Grundstück bezogen wer-
den, so ist die schriftliche Zustimmung des Grundstückseigen-
tümers beizubringen. 3Über die Art der Wasserabgabe entschei-
det die Stadt; sie legt die weiteren Bedingungen für den Was-
serbezug fest. 

 

(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, 
sondern zu anderen vorübergehenden Zwecken entnommen 
werden soll, so stellt die Stadt auf Antrag einen Wasserzähler, 
gegebenenfalls Absperrvorrichtung und Standrohr zur Verfügung 
und setzt die Bedingungen für die Benutzung fest. 

 

 

§ 18 
Haftung bei Versorgungsstörungen 

 

(1) 1Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch Unterbre-
chung der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in 
der Belieferung erleidet, haftet die Stadt aus dem Benutzungs-
verhältnis oder aus unerlaubter Handlung im Falle 
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesund-

heit des Grundstückseigentümers, es sei denn, dass der 
Schaden von der Stadt oder einem Erfüllungs- oder Verrich-
tungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig verursacht 
worden ist, 

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Scha-
den weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit 
der Stadt oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen 
verursacht worden ist, 

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder 
durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit eines vertre-
tungsberechtigten Organs der Stadt verursacht worden ist. 
 

2§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei 
vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 

 

(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der Grundstückseigen-
tümer das gelieferte Wasser im Rahmen des § 15 Abs. 4 weiter-
leitet, haftet die Stadt für Schäden, die diesen durch Unterbre-
chung der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in 
der Belieferung entstehen, wie einem Grundstückseigentümer. 

 

(3) 1Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von Grundstücks-
eigentümern anzuwenden, die diese gegen ein drittes Wasser-
versorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend ma-
chen. 2Die Stadt ist verpflichtet, den Grundstückseigentümern auf 
Verlangen über die mit der Schadensverursachung durch ein drit-
tes Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen insoweit Aus-
kunft zu geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr in zumutba-
rer Weise aufgeklärt werden können und ihre Kenntnis zur Gel-
tendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist. 
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(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter fünfzehn Euro. 
 

(5) Schäden sind der Stadt unverzüglich mitzuteilen. 
 

 

§ 19 
Wasserzähler 

 

(1) 1Der Wasserzähler ist Eigentum der Stadt. 2Die Lieferung, Auf-
stellung, technische Überwachung, Unterhaltung, Auswechslung 
und Entfernung der Wasserzähler sind Aufgabe der Stadt; sie be-
stimmt auch Art, Zahl und Größe der Wasserzähler sowie ihren 
Aufstellungsort. 3Bei der Aufstellung hat die Stadt so zu verfah-
ren, dass eine einwandfreie Messung gewährleistet ist; sie hat 
den Grundstückseigentümer zuvor anzuhören und seine berech-
tigten Interessen zu wahren. 

 

(2) 1Die Stadt ist verpflichtet, auf Verlangen des Grundstückseigen-
tümers die Wasserzähler zu verlegen, wenn dies ohne Beein-
trächtigungen einer einwandfreien Messung möglich ist. 2Die 
Stadt kann die Verlegung davon abhängig machen, dass der 
Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die Kosten zu überneh-
men. 

 

(3) 1Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkommen 
und die Beschädigung der Wasserzähler, soweit ihn hieran ein 
Verschulden trifft. 2Er hat den Verlust, Beschädigungen und Stö-
rungen dieser Einrichtungen der Stadt unverzüglich mitzuteilen. 
3Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser 
sowie vor Frost zu schützen. 

 

(4) 1Die Wasserzähler werden von einem Beauftragten der Stadt 
möglichst in gleichen Zeitabständen oder auf Verlangen der Stadt 
vom Grundstückseigentümer selbst abgelesen. 2Dieser hat dafür 
zu sorgen, dass die Wasserzähler leicht zugänglich sind. 
 

 

§ 20 
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

 
(1) Die Stadt kann verlangen, dass der Grundstückseigentümer auf 

eigene Kosten an der Grundstücksgrenze nach seiner Wahl einen 
geeigneten Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank an-
bringt, wenn 

1. das Grundstück unbebaut ist oder 
2. die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücksan-

schlüssen erfolgt, die unverhältnismäßig lang sind oder 
nur unter besonderen Erschwernissen verlegt werden 
können, oder 

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Was-
serzählers vorhanden ist. 

 

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einrichtungen in 
ordnungsgemäßem Zustand und jederzeit zugänglich zu halten. 

 

 

§ 21 
Nachprüfung der Wasserzähler 

 

(1) 1Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprüfung der 
Wasserzähler durch eine Eichbehörde oder eine staatlich aner-
kannte Prüfstelle im Sinne des § 40 des Mess- und Eichgesetzes 
verlangen. 2Stellt der Grundstückseigentümer den Antrag auf Prü-
fung nicht bei der Stadt, so hat er diese vor Antragstellung zu be-
nachrichtigen. 

 

(2) Die Stadt braucht dem Verlangen auf Nachprüfung der Wasser-
zähler nur nachzukommen, wenn der Grundstückseigentümer 

sich verpflichtet, die Kosten zu übernehmen, falls die Abweichung 
die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht überschreitet. 

 

 

§ 22 
Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs 

 

(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist der Stadt unver-
züglich schriftlich mitzuteilen. 

 

(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der Wasser-
versorgungseinrichtung nicht verpflichtet ist, den Wasserbezug 
aus der öffentlichen Wasserversorgung vollständig einstellen, so 
hat er das mindestens eine Woche vor dem Ende des Wasserbe-
zugs schriftlich der Stadt zu melden. 

 

(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den 
Wasserbezug einstellen, hat er bei der Stadt Befreiung nach § 6 
zu beantragen. 

 

 

§ 23 
Einstellung der Wasserlieferung 

 

(1) Die Stadt ist berechtigt, die Wasserlieferung ganz oder teilweise 
fristlos einzustellen, wenn der Grundstückseigentümer oder Be-
nutzer dieser Satzung oder sonstigen die Wasserversorgung be-
treffenden Anordnungen zuwiderhandelt und die Einstellung er-
forderlich ist, um 

1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Perso-
nen oder Anlagen abzuwenden, 

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beein-
flussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen 
zu verhindern oder 

3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abnehmer, 
störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Stadt 
oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers ausgeschlossen sind. 

 

(2) 1Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfül-
lung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung ist die Stadt be-
rechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustel-
len. 2Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Einstellung außer Ver-
hältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinreichen-
de Aussicht besteht, dass der Grundstückseigentümer seinen 
Verpflichtungen nachkommt. 3Die Stadt kann mit der Mahnung 
zugleich die Einstellung der Versorgung androhen. 

 

(3) Die Stadt hat die Versorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, 
sobald die Gründe für die Einstellung entfallen sind. 

 

 

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße bis zu 2.500 
Euro belegt werden, wer vorsätzlich 
1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungs-

zwang in § 5 zuwiderhandelt, 
2. eine der in § 9 Abs. 4, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 und § 22 

Abs. 1 und 2 festgelegten oder hierauf gestützten Melde-, 
Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlagepflichten verletzt, 

3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung der Stadt mit den In-
stallationsarbeiten 
beginnt, 

4. gegen die von der Stadt nach § 15 Abs. 3 Satz 3 angeordne-
ten Verbrauchseinschränkungen oder Verbrauchsverbote 
verstößt.  
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(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ordnungswidrig-
keitentatbestände bleiben unberührt. 

 

 

§ 25 
Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 

 

(1) Die Stadt kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehen-
den Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 

 

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen 
Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die Vor-
schriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes. 

 

 

§ 26 
Inkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 05. November 2020 (Kreisam-
tsblatt Nr. 27/2020 vom 19.11.2020) außer Kraft. 

 
Kirchenlamitz, den 07.11.2024 
 

gez. Büttner; Erster Bürgermeister 
Stadt Kirchenlamitz 

 
 

Nr. 171 
 
Gemeinde Röslau 
 
 

 Satzung  
über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 

der Gemeinde Röslau 
(Hebesatzsatzung)  

Vom 13. November 2024  
 

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2, Art. 23 ff. der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 ((GVBl. S 796), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 6 der 
Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98)) und Art. 18 des Bayeri-
schen Kommunalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 04.04.1993 ((GVBl. 264), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 
10 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98)) in Verbindung mit 
§ 25 Abs. 1 und 2 des Grundsteuergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 07.08.1973 ((BGBl. I S. 965), zuletzt geändert 
durch Artikel 21 des Jahressteuergesetzes 2022 vom 16.12.2022 
(BGBl. I S. 2294)) und Art. 5 des Bayerischen Grundsteuergesetzes 
vom 10.12.2021 ((GVBl. S. 638), zuletzt geändert durch Art. 9 des 
Gesetzes vom 21.04.2023 (GVBl. S. 128)) und i.V.m § 16 des Gewer-
besteuergesetzes (GewStG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15.10.2002 ((BGBl I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 19 
des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) erlässt die 
Gemeinde Röslau folgende neue Hebesatzsatzung:  

 

§ 1 Hebesätze  

 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern 
werden wie folgt festgesetzt: 

 

1.) Grundsteuer  

a.) Grundsteuer A (für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe) 280 
v. H.  

b.) Grundsteuer B (für Grundstücke) 250 v. H. 

 

2.) Gewerbesteuer 

a.) Gewerbesteuer 360 v. H. 

 

§ 2 Inkrafttreten  

 

Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2025 in Kraft.  
 
 
Röslau, den 13. November 2024 
 

gez. Tröger; Erster Bürgermeister 
Gemeinde Röslau 

 
 

Nr. 172 
 
Markt Schirnding 
 
Aktenzeichen: 0280-02-065414 
 

Satzung 
 

über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 
des Marktes Schirnding (Hebesatzsatzung) 

 
vom 18. Oktober 2024 

 
Aufgrund des Art. 22 Abs. 2, Art. 23 ff. der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S 796), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 6 der Ver-
ordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) und Art. 18 des Bayerischen 
Kommunalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 04.04.1993 (GVBl. 264), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 10 der 
Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) in Verbindung mit § 25 
Abs. 1 und 2 des Grundsteuergesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch 
Artikel 21 des             Jahressteuergesetzes 2022 vom 16.12.2022 
(BGBl. I S. 2294) und Art. 5 des Bayerischen Grundsteuergesetzes 
vom 10.12.2021 (GVBl. S. 638), zuletzt geändert durch Art. 9 des 
Gesetzes vom 21.04.2023 (GVBl. S. 128) und § 16 des Gewerbesteu-
ergesetzes (GewStG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15.10.2002 (BGBl I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 19 des 
Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) erlässt der Markt 
Schirnding mit Beschluss des Marktgemeinderates vom 17.10.2024 
folgende Hebesatzsatzung:  
 
 

§ 1 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern 
werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
     a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A)         380 v. H. 
     b) für die Grundstücke (B)  220 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 360 v. H. 
 
 

§ 2 

(1) Diese Hebesatzsatzung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 



186 

 
(2) Gleichzeitig tritt die Hebesatzsatzung vom 25. März 2022 (KrABl  
Nr. 07/2022 vom 07. April 2022) außer Kraft. 
 
Schirnding, den 18. Oktober 2024 
 

gez. Karin Fleischer; Erste Bürgermeisterin 
Markt Schirnding 

 
 

Nr. 173 
 
Stadt Schönwald 
 

AMTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
 
 
Vollzug der Gemeindeordnung; 
Einsichtnahme in den Bericht über die Beteiligung der Stadt 
Schönwald an der Aqua Engineering GmbH 
 
 
Die Stadt Schönwald ist mit 10% an der Aqua Engineering GmbH Selb 
beteiligt. Nach Art. 94 Abs. 3 der Gemeindeordnung hat die Stadt 
Schönwald daher einen jährlichen Bericht über die Beteiligung an 
diesem Unternehmen zu erstellen. 
 
Die Beteiligungsberichte für das Geschäftsjahr 2023 können in der 
Stadt Schönwald, Zimmer 11, Schulstraße 6, 95173 Schönwald, wäh-
rend der üblichen Dienststunden  
 
Mo.:   08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
 

Di., Mi., Fr.: 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 

Do.:  14:00 Uhr bis 17:30 Uhr 
 
eingesehen werden. 
 
Schönwald, 15.11.2024 
 
 

gez. Klaus Jaschke; Erster Bürgermeister 
Stadt Schönwald 

 
 

Nr. 174 
 
Stadt Schönwald 
 
Satzung über die Festsetzung der Hebesätze bei den Realsteuern 

(Hebesatzsatzung) 
 
 

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2, Art. 23 ff. der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 ((GVBl. S 796), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 6 der 
Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98)), und Art. 18 des Bayeri-
schen Kommunalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 04.04.1993 ((GVBl. 264), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 
10 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98)) in Verbindung mit 
§ 25 Abs. 1 und 2 des Grundsteuergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 07.08.1973 ((BGBl. I S. 965), zuletzt geändert 
durch Artikel 21 des Jahressteuergesetzes 2022 vom 16.12.2022 
(BGBl. I S. 2294)) und Art. 5 des Bayerischen Grundsteuergesetzes 
vom 10.12.2021 ((GVBl. S. 638), zuletzt geändert durch Art. 9 des 
Gesetzes vom 21.04.2023 (GVBl. S. 128)) und in Verbindung mit § 16 
des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15.10.2002 ((BGBl I S. 4167), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108)) 
erlässt die Stadt Schönwald folgende Satzung: 
 
 
§ 1 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern 
werden wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 
 

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A) 340 v.H. 

b) für die Grundstücke (B)   270 v.H. 

 
2. Gewerbesteuer     360 v.H. 
 
 
§ 2 
 
Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2025 in Kraft, gleichzeitig tritt die 
Satzung vom 13.02.2023 außer Kraft. 
 
 
Schönwald, 15.11.2024 
 
 

gez. Klaus Jaschke; Erster Bürgermeister 
Stadt Schönwald 

 
 

Nr. 175 
 
Markt Thiersheim 
 

Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Wasserabgabesatzung des Marktes Thiersheim (BGS-WAS) 

 
Vom 13. November 2024 

 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) 
erlässt der Markt Thiersheim folgende Satzung zur Änderung der 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung des Mark-
tes Thiersheim: 
 

§ 1 
 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung des 
Marktes Thiersheim (BGS-WAS) vom 09. März 2006 (KrABl 7/2006 v. 
16.03.2006 S. 39), geändert mit Änderungssatzung vom 05. August 
2015 (KrABl Nr. 16/2015 v. 20.08.2015 S. 123), zuletzt geändert mit 
Änderungssatzung vom 10. November 2021 (KrABl Nr. 53/2021 v. 
02.12.2021 S. 256) wird wie folgt geändert:  
 

1. § 9 a Abs. 2 erhält folgende Fassung:  
 
 „Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasser-
zählern mit Nenndurchfluss (Qn) bzw. Dauerdurchfluss (Q3) 
 
 bis Qn 2,5/Q3_4     84,00 € 
 bis Qn 6/Q3_10   102,00 € 
 bis Qn 15/Q3_25   151,00 € 
 über Qn 15/Q3_25   212,00 €.“ 
 

2. In § 10 Abs. 3 wird der Betrag „2,00 €“ durch den Betrag 
„2,50 €“ ersetzt.  
In § 10 Abs. 4 wird der Betrag „2,00 €“ durch den Betrag 
„2,50 €“ ersetzt. 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2025 in Kraft.  
 
Thiersheim, 13. November 2024 
 

gez. Frohmader; Erster Bürgermeister 
Markt Thiersheim 
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Nr. 176 
 
Verwaltungsgemeinschaft Thiersheim 
 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung der Verwaltungsgemein-

schaft Thiersheim 
für das Haushaltsjahr 2024 

 
I. 

 
Auf Grund von Art. 8 Abs. 2 und Art. 10 Abs. 2 der 
Verwaltungsgemeinschaftsordnung in Verbindung mit Art. 40 Abs. 1 
und Art. 41 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in 
Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt die 
Verwaltungsgemeinschaft Thiersheim folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 
wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit    1.339.350 € 
und 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit       100.000 € 
 
ab. 
 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht 
festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
 (1) Verwaltungsumlage 
 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf 

(Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2024 auf 
1.135.550 € festgesetzt und nach dem Verhältnis der 
Einwohnerzahl der Mitgliedsgemeinden bemessen. 

 
2. Für die Berechnung der Verwaltungsumlage wird die 

maßgebende Einwohnerzahl nach dem Stand vom 30.06.2023 
auf 3.929 Einwohner festgesetzt. 

 
3. Die Verwaltungsumlage wird je Einwohner auf 289,017561 € 

festgesetzt. 
 
 (2) Investitionsumlage 
 
 Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 25.000 € festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft. 
 

 
II. 

 
Die Haushaltssatzung enthält keine gemäß Art. 10 Abs. 2 VGemO 
i. V. m. Art. 40 Abs. 1 KommZG i. V. m. Art. 67 und 71 GO 
genehmigungspflichtigen Teile. 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen ist bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in der 
Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Thiersheim öffentlich 
gemäß Art. 65 Abs. 3 Satz 3 GO i. V. m. § 4 der 
Bekanntmachungsverordnung – BekV – zugänglich.  
 
Thiersheim, 18. November 2024  
 

gez. Bauer; Gemeinschaftsvorsitzender 
Verwaltungsgemeinschaft Thiersheim 

 
 

Nr. 177 
 
Gemeinde Tröstau; 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
Bauleitplanung der Gemeinde Tröstau; 
Änderung planungsrechtlicher, textlicher und zeichnerischer 
Festsetzungen im Bebauungsplans Nr. 2 „Leupoldsdorferham-
mer“; 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) sowie Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 4 a Abs. 2 
BauGB 
 
Der Gemeinderat Tröstau hat in seiner Sitzung am 13.08.2024 die 
Einleitung eines Verfahrens zur Änderung planungsrechtlicher, textli-
cher und zeichnerischer Festsetzungen im rechtskräftigen Bebau-
ungsplanes Nr. 2 „Leupoldsdorferhammer“ gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
beschlossen. Der Einleitungsbeschlusses wurde am 05.09.2024 im 
Amtsblatt des Landkreises Wunsiedel i. Fichtelgebirge öffentlich be-
kannt gemacht. 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB 
sowie die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde in der Zeit vom 05.09.2024 
bis einschließlich 04.10.2024 durchgeführt. Die Abwägung der darauf-
hin eingegangenen Anregungen und Stellungnahmen erfolgte in der 
Gemeinderatssitzung am 12.11.2024. Gleichzeitig wurde der geänder-
te Planentwurf mit Begründung in der Fassung vom 23.10.2024 gebil-
ligt und die öffentliche Auslegung nach § 4 Abs. 2 BauGB beschlos-
sen.  
 
Der geänderte Entwurf des Bebauungsplans Nr. 2 „Leupolds-
dorferhammer“ in der Fassung vom 23.10.2024 liegt mit Begründung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
 

21.11.2024 bis einschließlich 20.12.2024 
 
im Gebäude der Verwaltungsgemeinschaft Tröstau, Hauptstraße 6, 
95709 Tröstau, Zimmer-Nr. I.05 während der allgemeinen Dienststun-
den (Montag bis Freitag von 7:30 Uhr bis 12.00 Uhr, Dienstag von 
13:00 Uhr bis 16:00 Uhr und Donnerstag von 13:00 Uhr bis 17:00 Uhr) 
öffentlich zur Einsichtnahme aus. Weiterhin können die vorstehend 
genannten Unterlagen unter den Link 
https://www.vg-troestau.de/seite/394200/bauleitplanverfahren.html 
auch im Internet eingesehen werden. Während der Auslegungsfrist 
können von jedermann Stellungnahmen schriftlich oder zur Nieder-
schrift vorgebracht werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen bei der Beschlussfassung über die Änderung des Bebau-
ungsplans Nr. 2 „Leupoldsdorferhammer“ unberücksichtigt bleiben, 
wenn die Gemeinde Tröstau den Inhalt nicht kannte und nicht hätte 
kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebau-
ungsplans nicht von Bedeutung ist. 
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Datenschutz: 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage 
der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e (DSGVO) i. V. m. § 3 BauGB und dem 
BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben 
abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. 
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Daten-
schutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren“ das 
ebenfalls öffentlich ausliegt. 
 
Tröstau, den 13.11.2024 
 

gez. Rainer Klein; Erster Bürgermeister 
Gemeinde Tröstau 

 
 

Nr. 178 
 
Schulverband Maximilian-von-Bauernfeind-Mittelschule Arzberg I 
 
Vollzug des Bayer. Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) und 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG); 

Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des 
Schulverbands Maximilian-von-Bauernfeind-Mittelschule Arzberg 

I  
Verbandssatzung vom 22.10.2024 

 
 

Bekanntmachung:  
 
Die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes Maximilian-von-
Bauernfeind-Mittelschule Arzberg I hat in ihrer Sitzung am 22.10.2024 
eine Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des 
Schulverbands Maximilian-von-Bauernfeind-Mittelschule Arzberg I - 
Verbandssatzung - beschlossen. 
Das Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge hat die Verbandssatzung 
mit Schreiben vom 15.11.2024 (Az.: 20-2050) gemäß Art. 9 Abs. 1 
Satz 2 BaySchFG i.V.m. Art. 20 Abs. 1 Satz 1 KommZG 
rechtsaufsichtlich genehmigt. Gemäß Art. 21 Abs. 1 Satz 1 KommZG 
werden hiermit die Genehmigung und die Verbandssatzung im 
Wortlaut amtlich bekannt gemacht. 
 
 
Wunsiedel, 15. November 2024  
 

gez. Peter Berek; Landrat 
Landratsamt Wunsiedel i. Fichtelgebirge 

 
 
 

Satzung zur Regelung von Fragen 
der Verfassung des Schulverbands  

Maximilian-von-Bauernfeind-Mittelschule Arzberg I  
-Verbandssatzung- 

 
 
Die Regierung von Oberfranken hat durch Rechtsverordnung vom 03. 
August 1970 (RABL OFR 23/70 S. 79) für das Gebiet der Gemeinden 
Arzberg, Hohenberg/Eger, Thiersheim, Höchstädt und Schirnding die 
Mittelschule Arzberg I mit dem Schulsitz in der Stadt Arzberg errichtet. 
Die Verbandsversammlung des Schulverbands Arzberg I hat am 
22.10.2024 aufgrund Art. 9 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen Schulfinan-
zierungsgesetzes (BaySchFG) – in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 455, 633, BayRS 2230-7-1-K), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 25. Juni 2024 (GVBl. S. 238) und 
durch die §§ 1 und 2 der Verordnung vom 1. Juli 2024 (GVBl. S. 239) 
– i. V. m. Art. 1 Abs. 3, Art. 19 Abs.1 und Abs. 2, Art. 30 Abs. 2, Art. 43 
Abs. 1 und 2, Art. 47 Abs. 6 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBl. S. 555, 1995 S. 98, 
BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert durch § 8 des Gesetzes vom 24. 
Juli 2023 (GVBl. S. 385, 586) – die folgende, mit Schreiben des Land-
ratsamtes Wunsiedel i. Fichtelgebirge vom 15.11.2024, Nr. 20- 2050 - 
genehmigte Verbandssatzung beschlossen 
 
 
 

 
Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulver-

bands 
(Verbandssatzung): 

 
 

§ 1 Bestand des Schulverbands 
 
1. Der Schulverband besteht auf Grund der Errichtung der Mittel-

schule Arzberg I als Verbandsschule. 
 
2. Mitglieder des Schulverbands sind die Gemeinden Arzberg, Ho-

henberg a.d. Eger, Thiersheim, Höchstädt i.Fichtelgebirge und 
Schirnding. 

 
3. Der räumliche Wirkungsbereich des Schulverbands umfasst den 

mit Rechtsverordnung der Regierung von Oberfranken festgesetz-
te Schulsprengel der Verbandsschule Mittelschule Arzberg I. 

 
4. Der Schulverband führt den Namen „Schulverband Maximilian-

von-Bauernfeind-Mittelschule Arzberg I“ und hat seinen in Sitz in 
Arzberg. 

 
 

§ 2 Organe des Schulverbands 
 
Organe des Schulverbands sind 
 
1. die Verbandsversammlung 
 
2. der/die Vorsitzende des Schulverbands (Verbandsvorsitzender). 
 

 
§ 3 Verbandsversammlung 

 
1. In die Verbandsversammlung werden die ersten Bürgermeister der 

am Schulverband beteiligten Gemeinden entsandt. Daneben ent-
senden Gemeinden, aus denen am 01.Oktober jeden Jahres 51 
bis 100 Schülerinnen und Schüler die Verbandsschule besuchen 
(Verbandsschüler), einen und für jedes weitere angefangene Hun-
dert Verbandsschüler nochmals einen weiteren Verbandsrat in die 
Verbandsversammlung. Stellt eine Gemeinde wegen Rückgangs 
ihrer Verbandsschüler zum Stichtag zu viele Verbandsräte, sind 
sie durch den Gemeinderat vor der nächsten Verbands-
versammlung abzuberufen.  

 
2. Den Vorsitz in der Verbandsversammlung führt der/die Vorsitzen-

de des Schulverbands. 
 
3. Die Verbandsversammlung ist zuständig für die ihr nach Art. 34 

Abs. 2 KommZG vorbehaltenen Aufgaben.  
 

 
§ 4 Rechnungsprüfungsausschuss 

 
Die Verbandsversammlung bildet aus ihrer Mitte einen Rechnungsprü-
fungsausschuss mit drei Mitgliedern und bestimmt ein Mitglied als 
Vorsitzenden.   
 
 
 

§ 5 Verbandsvorsitzender 
 

1. Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte auf die 
Dauer von sechs Jahren den Verbandsvorsitzenden und 
seinen Stellvertreter, sind sie Inhaber eines kommunalen 
Wahlamts eines Verbandsmitglieds, auf die Dauer dieses 
Amts.  
 

2. Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Ver-
bandsversammlung und erledigt in eigener Zuständigkeit al-
le Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung dem 
ersten Bürgermeister zukommen.  
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§ 6 Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden und der übrigen 
Mitglieder der Verbandsversammlung 

 
1. Der Verbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen 

Mitglieder der Verbandsversammlung sind ehrenamtlich tä-
tig.  
 

2. Die Mitglieder der Verbandsversammlung, die ihr kraft Amtes 
angehören, erhalten keine Entschädigung. Die übrigen Mit-
glieder der Verbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit 
ein Sitzungsgeld in Höhe von zehn Euro für jede Sitzung.  

 
3. Die Mitglieder der Verbandsversammlung erhalten auf An-

trag 
a. als Angestellte Entschädigung für den nachgewie-

senen Verdienstausfall, 
b. als selbstständig Tätige eine Pauschalentschädi-

gung für den entstandenen Verdienstausfall in 
Höhe von zehn Euro für jede angefangene Stunde 
der Sitzungsdauer 

c. wenn ihnen im beruflichen oder häuslichen Be-
reich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur 
durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die 
Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen 
werden kann, eine Pauschalentschädigung wie für 
selbstständig Tätige. 

 
 

§ 7 Geschäftsgang des Verbandes 
 
Die Verbandsversammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. Im Übri-
gen gelten für den Geschäftsgang die Bestimmungen der Gemeinde-
ordnung. 

 
 

§ 8 Geschäftsführung des Verbandes 
 
Als Geschäftsstelle des Verbandes wird die Stadt Arzberg bestimmt. 
Für die Aufwendungen zur Führung der Geschäftsstelle erhält die 
Stadt Arzberg eine Entschädigung. Dies ist in einer Zweckvereinba-
rung zwischen dem Schulverband und der Stadt Arzberg geregelt.  
 
 

§ 9 Kassengeschäfte des Schulverbandes 
 
Die Kassengeschäfte des Schulverbandes werden am Ort der Ge-
schäftsstelle des Schulverbandes geführt.  
 
 

§ 10 Rechnungsprüfung 
 
Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss. 
 
 

§ 11 Finanzierung des Schulverbandes 
 
1. Der Schulverband erhebt für seinen durch sonstige Einnahmen 

nicht gedeckten Finanzbedarf von den Verbandsmitgliedern eine 
Schulverbandsumlage.  

 
2. Die Schulverbandsumlage ist nach ihrer Festlegung in vierteljährli-

chen Teilbeträgen mit Fälligkeit jeweils zum ersten Werktag eines 
Vierteljahres zu entrichten. Soweit der Umlagebetrag noch nicht 
festgelegt ist, wird eine Vorauszahlung in Höhe des zuletzt festge-
setzten Betrages fällig. Bei verspäteter Zahlung ist die Umlage-
schuld mit dem gesetzlichen Zinssatz zu verzinsen.  

 
 

§ 12 Auseinandersetzung 
 
Im Falle der Auflösung des Verbandes oder des Ausscheidens einer 
oder mehrerer Mitgliedsgemeinden findet eine Auseinandersetzung 
nach Art. 47 KommZG statt. 
 
 

§ 13 Bekanntmachungen des Schulverbandes 
 
1. Die Bekanntmachungen des Schulverbandes erfolgen im Amts-

blatt des Landkreises Wunsiedel i. Fichtelgebirge. 
 
2. Die Mitgliedsgemeinden des Schulverbandes weisen auf die Be-

kanntmachungen in ihren amtlichen Bekanntmachungen hin.  
 
3. Der Inhalt der Bekanntmachungen wird im Internet veröffentlicht.  
 
 

§ 14 In-Kraft-Treten 
 
1. Diese Verbandssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 

in Kraft. 
 
2. Gleichzeitig tritt die Satzung des Schulverbandes Arzberg I vom 

26. Juli 1990, Kreisamtsblatt Nr. 21/1990 vom 17. August 1990 
außer Kraft.  

 
Arzberg, 22.10.2024 
 

gez. Stefan Göcking; Schulverbandsvorsitzender 
Maximilian-von-Bauernfeind-Mittelschule Arzberg I 

 
 

Nr. 179 
 
Schulverband Maximilian-von-Bauernfeind Mittelschule Arzberg; 
 

 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Schulverbandes 

Maximilian-von-Bauernfeind Mittelschule Arzberg für das 
Haushaltsjahr 2023 

 
I. 

 
Auf Grund von Art. 8 Abs. 1 und Art. 9 Abs. 1 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes in Verbindung mit Art. 40 Abs. 1 und 
Art. 41 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in 
Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der 
Schulverband Arzberg folgende Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 
wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit  218.400 € 
und 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit             0 € 
 
ab. 
 

 
§ 2 

 
Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht 
festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
1) Verwaltungsumlage 

 
Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs 
(Umlage-Soll) zur Finanzierung von Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt wird auf 26.400 € festgesetzt. Dieser 
ungedeckte Bedarf wird nach der Zahl der Verbandsschüler auf 
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die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 
Die für die Berechnung der Schulverbandsumlage maßgebende 
Schülerzahl nach dem Stand vom 01.10.2022 wird auf 112 
Verbandsschüler festgesetzt. 
Die Schulverbandsumlage wird somit je Verbandsschüler auf 
235,7143 € festgesetzt. 

 
 
2) Investitionsumlage 
 

Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 
 
3) Schulverbundsumlagen 
 

Die Umlagefestsetzungen des Mittelschulverbundes Südliches 
Fichtelgebirge werden entsprechend der Schülerzahlen gemäß 
Bescheid an die jeweiligen Mitgliedsgemeinden des 
Schulverbandes weitergereicht.  

 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 33.500 € festgesetzt.  
 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2023 in Kraft. 
 
 

II. 
 
Die Haushaltssatzung enthält keine gemäß Art. 9 Abs. 1 BaySchFG 
i. V. m. Art. 40 Abs. 1 KommZG i. V. m. Art. 67 und 71 GO 
genehmigungspflichtigen Teile. 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen ist bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Rathaus der 
Stadt Arzberg öffentlich gemäß Art. 65 Abs. 3 Satz 3 GO i. V. m. § 4 
der Bekanntmachungsverordnung -BekV- zugänglich.  
 
 
Arzberg, 19. November 2024 
 
 

gez. Göcking; Schulverbandsvorsitzender 
Schulverband Maximilian-von-Bauernfeind Mittelschule Arzberg 

 
 

Nr. 180 
 
Schulverband Maximilian-von-Bauernfeind Mittelschule Arzberg 
 

 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Schulverbandes 

Maximilian-von-Bauernfeind Mittelschule Arzberg für das 
Haushaltsjahr 2024 

 
I. 

 
Auf Grund von Art. 8 Abs. 1 und Art. 9 Abs. 1 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes in Verbindung mit Art. 40 Abs. 1 und 
Art. 41 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in 
Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der 
Schulverband Arzberg folgende Haushaltssatzung: 
 

 
§ 1 

 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 
wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit  228.100 € 
und 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit             0 € 
 
ab. 
 

 
§ 2 

 
Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht 
festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
1) Verwaltungsumlage 

 
Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs 
(Umlage-Soll) zur Finanzierung von Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt wird auf 29.700 € festgesetzt. Dieser 
ungedeckte Bedarf wird nach der Zahl der Verbandsschüler auf 
die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 
Die für die Berechnung der Schulverbandsumlage maßgebende 
Schülerzahl nach dem Stand vom 01.10.2023 wird auf 114 
Verbandsschüler festgesetzt. 
Die Schulverbandsumlage wird somit je Verbandsschüler auf 
260,5263 € festgesetzt. 

 
 
2) Investitionsumlage 
 

Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 
 
3) Schulverbundsumlagen 
 

Die Umlagefestsetzungen des Mittelschulverbundes Südliches 
Fichtelgebirge werden entsprechend der Schülerzahlen gemäß 
Bescheid an die jeweiligen Mitgliedsgemeinden des 
Schulverbandes weitergereicht.  

 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 33.500 € festgesetzt.  
 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft. 
 
 

II. 
 
Die Haushaltssatzung enthält keine gemäß Art. 9 Abs. 1 BaySchFG 
i. V. m. Art. 40 Abs. 1 KommZG i. V. m. Art. 67 und 71 GO 
genehmigungspflichtigen Teile. 
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III. 
 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen ist bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Rathaus der 
Stadt Arzberg öffentlich gemäß Art. 65 Abs. 3 Satz 3 GO i. V. m. § 4 
der Bekanntmachungsverordnung -BekV- zugänglich.  
 
 
Arzberg, 19. November 2024 
 
 

gez. Göcking; Schulverbandsvorsitzender 
Schulverband Maximilian-von-Bauernfeind Mittelschule Arzberg 

 
 

Nr. 181 
 
Schulverband Thiersheim; 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Schulverbandes 
Thiersheim für das Haushaltsjahr 2024 

 
 

I. 
 
Auf Grund von Art. 8 Abs. 1 und Art. 9 Abs. 1 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG), Art. 40 Abs. 1 und Art. 41 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in Verbindung mit 
Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Schulverband Thiersheim 
folgende Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 
wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit  171.900 € 
und 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit    15.000 € 
 
ab. 
 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht 
festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
(1) Schulverbandsumlage 
 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf 
(Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2024 
festgesetzt auf 141.200 € und nach der Zahl der 
Verbandsschüler auf die Mitglieder des 
Schulverbandes umgelegt (Verwaltungsumlage). 

 
2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird 

die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 1. 
Oktober 2023 festgesetzt auf 58 Verbandsschüler. 

 
 3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler 

festgesetzt auf 2.434,4828 €.  
 
(2) Investitionsumlage 
 
 Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

 
§ 5 

 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan werden nicht beansprucht. 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft. 
 

 
II. 

 
Die Haushaltssatzung enthält keine gemäß Art. 9 Abs. 1 BaySchFG 
i. V. m. Art. 40 Abs. 1 KommZG i. V. m. Art. 67 und 71 GO genehmi-
gungspflichtigen Teile. 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen ist bis zur nächsten amtli-
chen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle 
der VG Thiersheim in Thiersheim öffentlich gemäß Art. 65 Abs. 3 Satz 
3 GO i. V. m. § 4 der Bekanntmachungsverordnung -BekV- zugäng-
lich.  
 
Thiersheim, 13. November 2024 
 

gez. Frohmader; Schulverbandsvorsitzender 
Schulverband Thiersheim 

 
 

Nr. 182 
 
Schulverband Thierstein- Höchstädt 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Schulverbandes 
Thierstein- Höchstädt  für das Haushaltsjahr 2024 

 
I. 

 
Auf Grund von Art. 8 Abs. 1 und Art. 9 Abs. 1 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG), Art. 40 Abs. 1 und Art. 41 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in Verbindung mit 
Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Schulverband Thierstein-
Höchstädt folgende Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 
wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit  155.700 € 
und 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit    20.000 € 
 
ab. 
 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht 
festgesetzt. 
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§ 4 

 
(1) Schulverbandsumlage 
 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf 
(Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2024 
festgesetzt auf 95.200 € und nach der Zahl der 
Verbandsschüler auf die Mitglieder des 
Schulverbandes umgelegt (Verwaltungsumlage). 

 
2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird 

die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 1. 
Oktober 2023 festgesetzt auf 73 Verbandsschüler. 

 
 3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler 

festgesetzt auf 1.304,109589 €.  
 
(2) Investitionsumlage 
 
 Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 
 

§ 5 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan werden nicht beansprucht. 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft. 
 
 

II. 
 
Die Haushaltssatzung enthält keine gemäß Art. 9 Abs. 1 BaySchFG 
i. V. m. Art. 40 Abs. 1 KommZG i. V. m. Art. 67 und 71 GO genehmi-
gungspflichtigen Teile. 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen ist bis zur nächsten amtli-
chen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle 
der VG Thiersheim in Thiersheim öffentlich gemäß Art. 65 Abs. 3 Satz 
3 GO i. V. m. § 4 der Bekanntmachungsverordnung -BekV- zugäng-
lich.  
 
 
Thierstein, 18.November 2024 
 
 

gez. Bauer; Schulverbandsvorsitzender 
Schulverband Thierstein-Höchstädt 

 
 

Nr. 183 
 
Zweckverband interkommunales Flächenmanagement im Landkreis Wun-

siedel i. Fichtelgebirge (ZIF) 

 
„I. 

Zweckverband 
interkommunales Flächenmanagement im Landkreis Wunsiedel 

im Fichtelgebirge (ZIF) 
 
 

Haushaltssatzung 
 

des „Zweckverbandes interkommunales Flächenmanagement im 
Landkreis Wunsiedel im Fichtelgebirge (ZIF)“ 

für das Haushaltsjahr 2024 
 

 
Aufgrund der Art. 63 ff der Gemeindeordnung in Verbindung mit § 18 
der Verbandssatzung und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit erlässt der Zweckverband folgende Haus-
haltssatzung: 
 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Jahr 2024 wird hier-
mit festgesetzt;  
er schließt im Verwaltungshaushalt 
 
 in den Einnahmen und 
 Ausgaben mit 20.600 EUR 
 
und im Vermögenshaushalt 
 
 in den Einnahmen und 
 Ausgaben mit 62.600 EUR 
 
ab. 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen wird auf 62.500 EUR festgesetzt.  
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht 
festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 

a) Betriebskostenumlage 
 

Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. 
 
b) Investitionsumlage 
 

Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 65.000 EUR festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2024 in Kraft. 
 
 
Wunsiedel, 08.11.2024 
 

gez. Peter Berek; Landrat 
Verbandsvorsitzender 

Zweckverband interkommunales Flächenmanagement im Landkreis 
Wunsiedel im Fichtelgebirge (ZIF) 

 
 
 

II. 
 
Die Regierung von Oberfranken hat als Rechtsaufsichtsbehörde mit 
Schreiben vom 07.11.2024, Nr. ROF-SG12-1512-15-198-2 die nach 
der Haushaltssatzung enthaltenen Beträge  
 

a) der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen nach § 2 der Haushaltssatzung 
in Höhe von 62.500,00 €  

 
rechtsaufsichtlich genehmigt. 
 



193 

 
III. 

 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen ist bis zur nächsten amtli-
chen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Fachbereich „Fi-
nanzen und Schulen“ des Landratsamtes Wunsiedel i. Fichtelgebirge 
gemäß Art. 40 Abs. 1 KommZG i. V. m. Art. 65 Abs. 3 GO öffentlich 
zugänglich. 
 
 
Wunsiedel, 11.11.2024 
 

gez. Peter Berek; Landrat 
Verbandsvorsitzender 

Zweckverband interkommunales Flächenmanagement im Landkreis 
Wunsiedel im Fichtelgebirge (ZIF) 

 
 

Nr. 184 
 
Sparkasse Hochfranken 
 
Kraftloserklärung (Art. 39 AGBGB)   
 
Der Vorstand der Sparkasse Hochfranken hat mit Verfügung vom 
05.11.2024 das von der Sparkasse Hochfranken, Anstalt des öffentli-
chen Rechts in Hof, ausgestellte Sparkassenbuch Nr. 3195181247 für 
kraftlos erklärt, nachdem das Aufgebotsverfahren zur Kraftloserklärung 
dieses Sparkassenbuches durchgeführt worden ist und Rechte Dritter 
an dem Sparguthaben nicht geltend gemacht wurden.   

 
gez. Maurer; Vorstand 

Sparkasse Hochfranken 
 
 

Nr. 185 
 
Sparkasse Hochfranken 
 
Kraftloserklärung (Art. 39 AGBGB)   
 
Der Vorstand der Sparkasse Hochfranken hat mit Verfügung vom 
05.11.2024 das von der Sparkasse Hochfranken, Anstalt des öffentli-
chen Rechts in Hof, ausgestellte Sparkassenbuch Nr. 3437072154 für 
kraftlos erklärt, nachdem das Aufgebotsverfahren zur Kraftloserklärung 
dieses Sparkassenbuches durchgeführt worden ist und Rechte Dritter 
an dem Sparguthaben nicht geltend gemacht wurden.   

 
gez. Maurer; Vorstand 

Sparkasse Hochfranken 
 
 
 
 

Nr. 186 
 
Sparkasse Hochfranken 
 
Kraftloserklärung (Art. 39 AGBGB)   
 
Der Vorstand der Sparkasse Hochfranken hat mit Verfügung vom 
12.11.2024 das von der Sparkasse Hochfranken, Anstalt des öffentli-
chen Rechts in Hof, ausgestellte Sparkassenbuch Nr. 3025109848 für 
kraftlos erklärt, nachdem das Aufgebotsverfahren zur Kraftloserklärung 
dieses Sparkassenbuches durchgeführt worden ist und Rechte Dritter 
an dem Sparguthaben nicht geltend gemacht wurden.   

 
gez. Maurer; Vorstand 

Sparkasse Hochfranken 
 

 
Nr. 187 

 
Sparkasse Hochfranken 
 
Kraftloserklärung (Art. 39 AGBGB)   
 
Der Vorstand der Sparkasse Hochfranken hat mit Verfügung vom 
12.11.2024 das von der Sparkasse Hochfranken, Anstalt des öffentli-
chen Rechts in Hof, ausgestellte Sparkassenbuch Nr. 3441501529 für 
kraftlos erklärt, nachdem das Aufgebotsverfahren zur Kraftloserklärung 
dieses Sparkassenbuches durchgeführt worden ist und Rechte Dritter 
an dem Sparguthaben nicht geltend gemacht wurden.   

 
gez. Maurer; Vorstand 

Sparkasse Hochfranken 
 
 



194 

 
 


